
MEGA-Kommentare 
Jens Grandt, Karl Marx, Friedrich 
Engels – neu ediert und neu erschlos-
sen. Rezensionen und Reflexionen, 
Verlag Westfälisches Dampfboot, 
Münster 2018, 244 S., 25,- Euro 
Dem Rezensenten ist in den Jahrzehn-
ten eigener Rezensionstätigkeit eine 
Publikation wie die vorliegende noch 
nicht begegnet: eine Sammlung von 
Besprechungen, hauptsächlich in Zei-
tungen erschienen, zu einer klar um-
rissenen Thematik. Also eine Premie-
re, aber eine schöne und erfreuliche, 
da der Rezensent dem Thema, um das 
es hier geht, der Marx-Engels-Edition 
und -Forschung, selbst nahe steht. 
Jens Grandt veröffentlicht rund 50 
Besprechungen, die er in den letzten 
zweieinhalb Jahrzehnten in großen 
Zeitungen in Deutschland und der 
Schweiz, die der Berichterstattung 
über die MEGA ihre Spalten öffneten, 
zum genannten Thema veröffentlicht 
hat, von der „Süddeutschen Zeitung“ 
über die „Frankfurter Rundschau“, die 
„Zeit“ und das „Neue Deutschland“ 
bis zur „Neuen Zürcher Zeitung“. Im 
Mittelpunkt stehen die seit 1993 nach 
neuen Editionsrichtlinien erschiene-
nen Bände aus allen vier Abteilungen 
der historisch-kritischen Marx-
Engels-Gesamtausgabe, der so ge-
nannten MEGA2. Sie werden begleitet 
von mehreren Bänden des Marx-
Engels-Jahrbuchs, einer Jenny-Marx-
Biografie und einzelnen Konferenzbe-
richten. Seine journalistisch wie wis-
senschaftlich niveauvollen Bespre-
chungen, die sich uns faktengesättigt, 
inhaltsreich und vor allem stets prob-
lematisierend erschließen, werden er-
gänzt durch interessante Reflexionen 
zu Spezialproblemen aus der Marx-
Engels-Forschung, wie etwa zum 

Sinn genauer Datierung oder zur Fra-
ge, weshalb die Profitrate keine blü-
henden Landschaften in Ostdeutsch-
land zuließ. Die Texte leisteten un-
bestritten einen wichtigen Beitrag, um 
die anfängliche konservative Ver-
schweigenstaktik zu durchbrechen 
und das großartige Editionsunterneh-
men der interessierten Öffentlichkeit 
bekannt zu machen. Der Leser wird 
eingeführt in das Ringen nicht nur 
von Marx und Engels um eine wis-
senschaftliche Bewältigung der von 
ihnen erkannten gesellschaftlichen 
und weltanschaulichen Probleme, 
sondern auch in die Mühen der Bear-
beiter ihrer Schriften, um diese philo-
logisch korrekt für die Wissenschaft 
zu erschließen. Der Vf. pflegt in den 
Rezensionen durchweg einen kriti-
schen Diskurs, der auch nicht zurück-
hält, wenn Mängel zu monieren sind 
wie überlange Einführungen oder sol-
che, die deren Charakter sprengen und 
zu analytischen Studien ausgewach-
sen sind, oder wenn wesentliche Vor-
arbeiten zu den edierten Texten nicht 
benannt werden. Damit regt der Autor 
an, sich mit den hier vorgelegten Ar-
beiten zu befassen: ob es sich um die 
Bände zwei und drei des „Kapitals“ 
handelt, für die in der Zentrale des 
Unternehmens Carl-Erich Vollgraf 
zusammen mit Regina Roth grade 
steht, oder um Marx’ Rolle in der I. 
Internationale, die Beziehungen von 
Marx zu Lassalle, die Engelsschen 
Altersbriefe, die erstmals voll er-
schlossenen Bestandteile der so ge-
nannten „Deutschen Ideologie“ von 
1845 oder selbst Marx’ naturwissen-
schaftliche Exzerpte. Die Lektüre der 
Rezensionen wird zu einem an-
spruchsvollen intellektuellen Genuss. 
Doch bietet das Buch mehr. Da der 
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Autor seine Rezensionen durch Vor-
spanntexte oder Nachträge verbindet, 
die zusätzliche Informationen über das 
Werk und seine Präsentation bieten, 
entsteht zugleich eine Chronik des 
ganzen Editionsvorhabens, wird ein 
kurz gefasster, sicher unvollständiger 
Abriss von dessen Geschichte geboten. 
Dies umso mehr als auch die Vorge-
schichte der heutigen, in den 1990er 
Jahren erneuerten MEGA nicht ausge-
spart wird. Der erste Beitrag in der Se-
rie ist ganz diesem Thema gewidmet. 
Man erhält einen, wenn auch knappen 
Einblick in das Schicksal der ersten 
MEGA von David Rjazanow, die Sta-
lin unterband. Behandelt werden die 
sog. Wendewirren in den frühen 
1990er Jahren, die schwierigen, aber 
letztlich erfolgreichen Bemühungen 
zur Rettung der bereits seit den 1970er 
Jahren unter der Ägide der Parteiinsti-
tute in Moskau und Berlin stehenden 
zweiten MEGA und deren Entwick-
lung zu einem entpolitisierten akade-
mischen, international betriebenen 
wissenschaftlichen Projekt in den frü-
hen neunziger Jahren. Der internatio-
nale Charakter tritt zutage, wenn über 
die Mitarbeit japanischer Marx-
Spezialisten an Bänden der Abteilung 
II, den ökonomischen Schriften und 
Manuskripten, berichtet oder die Bear-
beitung eines Briefbandes durch den 
Dänen Gerd Callesen erörtert wird. 
Wir erfahren aber auch, wann die Ver-
antwortung für die MEGA von der von 
Amsterdam aus segensreich agieren-
den Internationalen Marx-Engels-
Stiftung auf die 1993 eingerichtete Ar-
beitsstelle an der Berlin-
Brandenburgischen Akademie der 
Wissenschaften überging, oder dass 
2003 die der SPD nahe stehende Bon-
ner Friedrich-Ebert-Stiftung das Karl-

Marx-Haus in Trier dicht machte und 
damit eine bis dahin ertragreiche Marx-
Engels-Forschungsstätte für immer ver-
loren ging. Nicht übergangen wird der 
Beschluss von 2015, die MEGA in 
Buchform nur noch in der Abteilung I, 
den Werken, Artikeln, Entwürfen, zu 
Ende zu führen, während die sog. 
Briefabteilung, in der die Briefe an 
Marx und Engels aus verschiedenen 
Gründen eminent wichtig sind, voll-
ständig digitalisiert werden soll. 
Der Autor lässt das Werk, über das er 
berichtet, aber nicht namenlos. Viel-
mehr gibt er kurze biografische Skiz-
zen der Editoren und Forscher, die es 
auf den Weg brachten und die einzel-
nen Bände verantworteten. Etwa drei-
ßig Namen tauchen auf. Es ist von 
Altmeistern der Edition die Rede, wo-
für vor allen der 2000 früh verstorbene 
französische Marx-Forscher Jacques 
Grandjonc und Richard Sperl stehen; 
vorgestellt werden die in der Erneue-
rungsperiode unermüdlich für die Fort-
setzung der MEGA sich einsetzenden 
Jürgen Rojahn, Sekretär der IMES, 
und Hans-Peter Harstick, der die Ver-
antwortung für die BBAW-
Arbeitsstelle übernahm, in der Man-
fred Neuhaus und nach ihm Gerald 
Hubmann die praktische Leitung aus-
übten. Gewürdigt wird die Arbeit Mar-
tin Hundts, eines Urgestein der interna-
tionalen Marx-Engels-Edition, ebenso 
wie die von Jürgen Herres, einem ge-
lernten Möbeltischler aus Trier, der 
nach Studium und Promotion zur 
MEGA stieß und gemeinsam mit dem 
in Frankreich geborenen Francois Me-
lis an den Bänden von 1848/49 arbei-
tet. Nicht vergessen ist der 1990 ge-
gründete „Berliner Verein zur Förde-
rung der MEGA-Edition“, dem Rolf 
Hecker vorsteht, ein gelernter Öko-
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nom, der Marx-Forschung auch in 
Sendai und Tokio wie in Bejing för-
dert. Es fällt ins Auge, dass nicht we-
nige der inzwischen erschienenen 
Bände von erfahrenen Forschern aus 
der DDR bearbeitet wurden, die klu-
gerweise durch nicht gerade üppig ho-
norierte Werkverträge an das Editions-
unternehmen gebunden wurden. Ohne 
sie wäre die Zahl der erschienen Bände 
gewiss kleiner. Beeindruckend sind die 
liebevoll skizzierten curricula vitae der 
Philosophin Anneliese Griese, unter 
deren Verantwortung die Edition na-
turwissenschaftlicher Exzerptbände 
entstanden, und des Historikers Rolf 
Dlubek, der bis zu seinem Tod die 
Verantwortung für mehrere Briefbände 
übernommen hatte. 
Die Lektüre dieser bemerkenswerten 
Schrift wird sicher allen Freude berei-
ten, die sich mit Marx und Engels und 
ihren Schriften auf diese oder jene 
Weise verbunden fühlen. Aber sie 
werden sicher bedauern, dass ein Per-
sonenindex fehlt. Auch wäre es nütz-
lich gewesen, wenn der Benutzer zu 
jeder besprochenen Publikation auch 
die genauen bibliografischen Anga-
ben erhalten hätte. Schließlich lässt 
der Autor den Leser im Unklaren, ob 
die Titel vor den Rezensionen von 
den Redaktionen der Zeitungen oder 
vom Rezensenten selbst stammen. 

Walter Schmidt 
 
Marx’ Sozialontologie 
Kurt Bayertz, Interpretieren, um zu 
verändern. Karl Marx und seine Phi-
losophie, C. H. Beck-Verlag, Mün-
chen 2018, 272 S., geb. 24,90 Euro 
Eine Reihe der zum 200. Geburtstag 
von Karl Marx erschienenen Bücher 

behandeln dessen Theorie als letztlich 
nicht mehr zeitgemäß – trotz gelegent-
licher Würdigung mancher weitsichti-
ger Prognosen, wofür meist die Globa-
lisierung angeführt wird. Anders die 
Herangehensweise von Kurt Bayertz: 
Die erneute Befassung mit Marx hält 
er deshalb für lohnend, weil in dessen 
Werk „eine noch nicht abgearbeitete 
Agenda formuliert“ (10) sei. Um dieser 
Agenda auf die Spur zu kommen, gelte 
es, vor dem Hintergrund der gewalti-
gen Rezeptionsgeschichte, die sich 
„nur allzu leicht wie eine Nebelwand 
vor die Originaltexte“ schiebe, sich 
noch mal neu auf die von Marx behan-
delten Theorieprobleme einzulassen 
und dabei „dem Prinzip der wohlwol-
lenden Interpretation“ zu folgen, ohne 
„Unklarheiten und Inkonsistenzen“ zu 
kaschieren (ebd.). 
Es sind die philosophischen Voraus-
setzungen des Werks von Marx, auf 
die sich die detaillierte Untersuchung 
des emeritierten Münsteraner Philoso-
phieprofessors konzentriert. Dabei 
lässt sich Bayertz nicht von dem durch 
Marx ausdrücklich proklamierten Ab-
schied von der Philosophie irritieren 
(übrigens wird Engels in dem Buch 
ausdrücklich ausgespart, wobei aber 
die weitgehende Übereinstimmung 
beider in grundlegenden Fragen immer 
wieder betont wird). Aufgezeigt wer-
den die faktischen philosophischen 
Theorieelemente in Gestalt von Hin-
tergrundannahmen, die von Marx oft 
nicht explizit gemachten wurden, ins-
besondere derjenigen in der Traditions-
linie von Hegel, aber auch etwa von 
Aristoteles und natürlich von Feuer-
bach. Vor allem interessiert sich Bay-
ertz für diejenige Materialismus-
Version – eine philosophische Theo-
rieposition –, die Marx in seiner Kon-



224 Z - Nr. 116 Dezember 2018 

zeption eines „Historischen Materia-
lismus“ zugrunde legte.  
Ungeachtet der selbstverständlichen 
Voraussetzung, dass die Menschen 
Naturwesen sind und bleiben, habe 
sich Marx vor allem auf das spezi-
fisch Materialistische in Gesellschaft 
und Geschichte konzentriert, im Zu-
sammenhang zwar, aber zugleich im 
Unterschied zur nichtmenschlichen 
Natur. Bayertz diskutiert dieses Spezi-
fische des historisch-gesellschaftlichen 
Materialismus vor allem durch eine 
eingehende und kritische Analyse des 
berühmten Vorworts zur Kritik der 
politischen Ökonomie von 1859. Zwar 
habe die zu einem „unterkomplexen 
Denken über gesellschaftliche Zu-
sammenhänge“ (148) verleitende „ar-
chitektonischen Leitmetaphorik“ der 
sog. Basis-Überbau-Theorie teilweise 
„desaströse Wirkungen“ unter ihren 
Anhängern und im späteren Marxis-
mus (den Bayertz nicht behandelt) 
entfaltet. Gleichwohl gelangt Bayertz 
durch eine eingehende Analyse des 
Vorworts zu einem präzisierten Ver-
ständnis gesellschaftstheoretischer 
Grundbegriffe. Das gilt neben dem 
der „Produktivkräfte“ (verstanden als 
Produktivkraft der menschlichen Ar-
beit, statt einer häufig anzutreffenden 
Reduktion auf Technik) vor allem für 
den Begriff der „Produktionsverhält-
nisse“: Die ökonomisch notwendig, 
aber ohne Willen und Bewusstsein 
„eingegangenen Beziehungen“ der 
Individuen schaffen faktisch etwas 
gegenüber dem individuellen Handeln 
Neues: eine Struktur. Bayertz erläutert 
das nicht zuletzt auch unter Rückgriff 
auf theoretische Ansätze des 20. Jahr-
hunderts wie etwa der Systemtheorie 
und des Emergenzbegriffs: Marx’ 
Vorwort beschreibe inhaltlich einen 

„Prozess emergenter Strukturbildung“ 
(111). 
Den objektiv-realen, insofern materiel-
len Charakter der Produktionsverhält-
nisse sieht Bayertz darin, dass diese, 
wiewohl Resultat menschlichen Han-
delns, ein Ergebnis nicht intendierter 
Handlungsfolgen darstellen (112f). 
Dies sei der „erste Hauptsatz des His-
torischen Materialismus“ (114). Ein 
solches (sozial-)ontologisches Denken 
habe nichts mit Verdinglichung zu tun, 
denn die Produktionsverhältnisse seien 
zwar Produkte menschlichen Han-
delns, besäßen aber keine davon unab-
hängige Existenz, sondern manifestie-
ren sich im Handeln (119). 
Das Modell solcher „nicht intendierter 
Handlungsfolgen“, so Bayertz, war 
Marx vor allem in Gestalt der „invi-
sible hand“ bekannt, mit der Adam 
Smith das Marktgeschehen charakteri-
sierte, wonach alle Akteure zwar ihrem 
Eigennutz folgen, aber dabei gleich-
wohl ein insgesamt ‚konstruktives’ 
Endergebnis hervorbrächten. Zwar ha-
be Marx diese Ideologie einer segens-
reichen Wirkung des individuellen 
Handelns der Marktteilnehmer abge-
lehnt und bekämpft, aber möglicher-
weise die dabei verwendete Denkfigur 
stillschweigend übernommen. 
Insbesondere am Versuch einer präzi-
sierten Bestimmung des Begriffs der 
Produktionsverhältnisse wird das 
zentrale Interesse des Autors deutlich. 
Es geht ihm, wie bereits angedeutet, 
um den Nachweis einer spezifischen 
„Sozialontologie“ in Marx’ Gesell-
schaftstheorie. Diese komme darin 
zum Ausdruck, dass Marx bekannt-
lich Begriffe wie Ware, Wert oder 
Kapital als – sinnlich nicht direkt 
wahrnehmbare – soziale Beziehungen 
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oder als Verhältnisse fasst, statt als 
Dinge. Dazu braucht es Theorien und 
begriffliche Abstraktionsleistungen 
(man erinnert sich an die methodolo-
gischen Überlegungen von Marx etwa 
in der Einleitung zur Kritik der Politi-
schen Ökonomie). Hierzu rechnet der 
Autor auch die Totalitätskonzeption 
von Hegel, die Marx übernommen 
habe, unbeschadet der ausdrücklichen 
Ablehnung des Hegelschen Idealis-
mus. Durch eine erneute philosophi-
sche Analyse der Marxschen Theorie 
versucht Bayertz so zu weiterführen-
den Erkenntnissen zu gelangen.  
Bezogen auf den Nachweis einer für 
Marx spezifischen „Sozialontologie“ 
argumentiert Bayertz wie folgt: Einer-
seits geht es ihm darum, dass Marx 
auch bei der theoretischen Fassung 
des Gesellschaftsbegriffs am Materia-
lismus festgehalten hat, dass er aber 
diesen im Unterschied zu den überlie-
ferten Konzepten nicht substanzhaft-
stofflich und „mechanisch“ (siehe 
schon die Kritik in den Feuerbachthe-
sen an einem solchen traditionellen 
Materialismus) und auch nicht als ein-
fache Übertragung eines Naturhaften 
aufs Menschlich-Kulturelle verstand 
(vgl. 110). Damit waren auch die ato-
mistischen Sozialtheorien indiskuta-
bel, wie sie bis hin zu Hobbes vertre-
ten wurden (teilweise bis in die Ge-
genwart, denkt man an solche „Sozi-
altheoretikerinnen“ wie Margret 
Thatcher mit ihrem Verdikt, dass es 
so etwas wie Gesellschaft gar nicht 
gebe). Darum, so Bayertz, beruhte für 
Marx „die Idee einer nachträglichen 
Vergesellschaftung ursprünglich sepa-
rater Individuen auf falschen Voraus-
setzungen“ (115). Gesellschaft sei 
nicht „eine Summe von Individuen“, 
sondern, wie Marx in den Grundris-

sen (MEW 42, 189) schrieb, „die Ge-
samtheit der Verhältnisse zwischen 
ihnen“, damit ein „Gefüge von Rela-
tionen“ (118), deren Relata nicht die 
Individuen seien, sondern deren 
Handlungen, spezifischer: deren 
„Produktionsaktivitäten“. Vorbereitet 
sieht Bayertz dies bereits z. B. in der 
Deutschen Ideologie, wonach „die 
Verhältnisse der Individuen [...] ihr 
wechselseitiges Verhalten“ (MEW 3, 
423) seien. Die „Materialität der Pro-
duktionsverhältnisse“ als objektive, 
nichtintendierte Handlungsfolgen in-
terpretiert Bayertz so: Marx reformu-
lierte „den traditionell eher substantia-
listisch verstandenen Materiebegriff 
in relationalen Termini: Prototypisch 
für Materie sind nicht mehr Substan-
zen oder Dinge, sondern Relationen. 
Die Materie wird entstofflicht.“ (127) 
Diese „Entstofflichung der Materie“ 
habe „eine bemerkenswerte Parallele 
in den Naturwissenschaften des 19. 
Jahrhunderts“, was Bayertz mit der 
wachsenden Bedeutung „nichtstoffli-
cher Phänomene“ wie Elektrizität o-
der Strahlung für die physikalische 
Theoriebildung begründet. Dem da-
mit angesprochenen Problem eines 
heute angemessenen Materiebegriffs 
kann hier nicht weiter nachgegangen 
werden; zu fragen wäre aber immer-
hin, ob statt von einer ‚Entstoffli-
chung’ nicht eher von der jeweiligen 
Umwandlung unterschiedlicher Mate-
rieformen (z.B. von Masse in Energie 
und umgekehrt) zu sprechen wäre.  
Was die „Entstofflichungsthese“ be-
zogen auf die Marxsche Theorie be-
trifft, so wäre immerhin zu verwei-
sen auf die für Marx konstitutive, 
widersprüchliche (oder dialektische) 
Einheit von „Stofflichem“ und 
„Formbestimmtem“ sowie darauf, 
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dass zwar, wie erwähnt, das Neue bei 
Marx gegenüber der herkömmlichen 
Politischen Ökonomie darin bestand, 
dass er Wert, Geld und Kapital als 
ein gesellschaftliches Verhältnis ent-
schlüsselt hat, dass aber z.B. der 
Wert oder Tauschwert nicht ohne 
Gebrauchswert, also nicht ohne die 
„stofflich“-gegenständliche oder „na-
turbezogene“ Seite existiert. 
Es konnten hier nur einige zentrale 
Gedanken des bemerkenswerten Bu-
ches skizziert werden, das noch wei-
tere interessante Passagen enthält 
etwa zur Marxschen Geschichtstheo-
rie. Was die politische Ökonomie 
insgesamt betrifft, so versteht der 
Autor sie jedenfalls nicht als Verab-
schiedung des „Historischen Mate-
rialismus“, sondern als dessen Kon-
kretisierung. Insofern bestreitet er, 
anders als manche Marx-Interpreten 
(z.B. Althusser), dass es einen tiefen 
Bruch gebe zwischen dem frühen 
und dem reifen Marx, ohne freilich 
dessen Entwicklung in der Verarbei-
tung der sich verändernden jeweili-
gen Zeitumstände zu ignorieren.  

Richard Sorg 
 
Arbeiterklasse heute 
Bernd Riexinger, Neue Klassenpolitik. 
Solidarität der Vielen statt Herrschaft 
der Wenigen, VSA: Verlag, Hamburg 
2018. 158 Seiten, 14,80 Euro 
Linke Politiker, die theoretische 
Schriften verfassen, um ihre Positio-
nen zu begründen, sind rar geworden. 
Besonders ungewöhnlich sind Auto-
ren, die sich mit den historischen 
Kampferfahrungen und der heutigen 
Lage der Arbeiterklasse auseinander-
setzen. Beide Kriterien erfüllt Bernd 

Riexinger, einer der Vorsitzenden der 
Partei Die Linke, mit seinem Buch 
über „neue Klassenpolitik“. Riexinger 
wendet sich gegen die über Jahrzehn-
te wiederholte Behauptung, es gebe 
keine Klassengesellschaft mehr 
(15ff.). Bei seiner Argumentation be-
zieht er sich zwar auf Marx und mar-
xistische Theoretiker, aber im We-
sentlichen stützt er sich auf empiri-
sches Material und eigene Erfahrun-
gen1 als engagierter Gewerkschafter. 
Anschaulich und detailreich schildert 
der Autor mit Blick auf die „alte“ und 
„neue“ Bundesrepublik die Umbrüche 
der vergangenen Jahrzehnte (25ff.): 
Diese betreffen die Abnahme des in-
dustriellen zugunsten des Dienstleis-
tungssektors, die Transnationalisie-
rung der Produktion und die Durch-
setzung eines computerbasierten 
„toyotistischen“ Produktionsmodells, 
die auch die verwaltende Arbeit um-
wälzt. Überzeugend skizziert Riexin-
ger die Zusammenhänge zwischen der 
Einführung neuer Technologien und 
politischen, betrieblichen sowie in-
nergewerkschaftlichen Konflikten.  
Besondere Aufmerksamkeit widmet 
er der Prekarisierung der Arbeitsver-
hältnisse (45ff.), die sich manifestiert 
in Leiharbeit, Werkverträgen, Schein-
selbstständigkeit, Minijobs, digitalem 
                                                        
1  Dass die eigene Erinnerung auch täuschen 

kann, zeigt sich freilich gleich am Anfang, 
wenn Riexinger zu Recht gegen die Strei-
chung von Weihnachtsgeld polemisiert und 
feststellt: „Anfang der 1970er Jahre war es 
hingegen keine Frage, dass ein 13. oder 14. 
Gehalt als Weihnachts- und Urlaubsgeld 
gezahlt wurde.“ Dem war nicht so, denn 
noch Anfang der 80er Jahre waren erst „in 
weiten Bereichen 50 % des 13. Monatsein-
kommens als tarifliche Sonderzahlung er-
reicht“. (IMSF; Handbuch für Arbeiter und 
Angestellte, 4. A., 1981, S. 412) 
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Crowdworking und bezahlter häusli-
cher Arbeit. Die Deindustrialisierung 
der ehemaligen DDR hat in dieser 
Hinsicht verheerende Folgen gehabt. 
Mehr als 35 Prozent der Beschäftigten 
im Osten arbeiten heute im Niedrig-
lohnsektor, während es im Westen 20 
Prozent sind. Als „verbindende Klas-
senpolitik“ (121ff.) bezeichnet Rie-
xinger die Strategie, diese Fragmen-
tierung zu überwinden und Arbeits-
konflikte quer zu potenziellen Spal-
tungslinien zu organisieren. Elemente 
einer solchen Strategie diskutiert er in 
einem eigenständigen Kapitel (93ff.) 
unter anderem am Beispiel der Streiks 
im Öffentlichen Dienst, beim Online-
Handel Amazon und an der Berliner 
Charité. Klassenbewusstsein, so Rie-
xinger weiter, entstehe aus der be-
wussten Verarbeitung von Kampfer-
fahrungen und könne das von den 
Rechten propagierte „nationale Be-
wusstsein“ ersetzen.  
Einseitig, obwohl in mehreren Punk-
ten richtig, ist Riexingers Stellung-
nahme in der innerlinken Debatte um 
Migrationspolitik (77ff.). Mit Hinweis 
auf den letzten Satz des kommunisti-
schen Manifests – „Proletarier aller 
Länder, vereinigt euch!“ – plädiert er 
für internationale Solidarität und ge-
gen das Vorhaben, inländische Ar-
beitsplätze durch ein strikteres Grenz-
regime schützen zu wollen. Zutref-
fend verweist er auf günstige Folgen 
von Immigration, die sich einstellen, 
sofern es der Arbeiterklasse gelingt, 
gleiche Rechte für alle durchzusetzen. 
Die Kritik an migrationspolitischen 
Aussagen von Sahra Wagenknecht, 
die selbst nicht direkt erwähnt wird, 
bleibt implizit und hätte ausgeführt 
und begründet werden müssen. Es 
fehlt zudem eine Auseinandersetzung 

mit linksliberalen Stellungnahmen. 
Anlass dazu hätte etwa der vom 
Linkspartei-Vorsitzenden mitunter-
zeichnete Aufruf „Solidarität statt 
Heimat“ von medico international, 
dem Institut Solidarische Moderne 
und kritnet geboten: Darin war von 
„nationalistischer Wohlfahrtsstaat-
lichkeit“ die Rede und davon, dass 
„selbst unter Linken“ Rassismus „wie-
der ganz normales Alltagsgeschäft ge-
worden“ sei. In einer falsch gleichset-
zenden Diktion, wie man sie sonst von 
konservativer Seite gewohnt ist, heißt 
es im Aufruf, man sei gegen Rassis-
mus, „ob von rechts oder links“.  
Eher enttäuschend fällt das letzte Ka-
pitel des Buchs aus, das „das Ganze in 
den Blick“ nehmen soll (139ff.). Statt 
die aus seiner Analyse sich ergeben-
den Forderungen in einem Begriff des 
„Sozialismus“ zu verdichten, greift 
Riexinger hier unglücklicherweise zu 
der blumigen und redundanten Spra-
che, wie sie aus Publikationen der 
Partei und der Rosa-Luxemburg-
Stiftung bekannt ist: „Die Kunst einer 
linken Hegemoniepolitik“, bestehe 
darin, die „verschiedenen sozialen 
Kämpfe, Interessen, Bedürfnisse und 
Träume der Menschen zu einem 
Transformationsprozess zu verbin-
den.“ Das Ziel seien „soziale Garan-
tien und ‚Infrastruktursozialismus‘, 
ein Neues Normalarbeitsverhältnis 
und eine sozial-ökologische Wirt-
schaftsdemokratie“. Wenn Riexinger 
schreibt, gegenwärtig sei keine revo-
lutionäre Dynamik zu erkennen, dann 
konstatiert er damit nur das Offen-
sichtliche.  
Dabei besteht Riexingers beachtliche 
Leistung in allen übrigen Kapiteln ge-
rade darin, kapitalistische Ausbeutung 
und betriebliche Konflikte unge-
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schönt, erfahrungsnah und mittels 
klassentheoretischer Begriffe darzu-
stellen. Dies ist auch deshalb ver-
dienstvoll, weil viele linke Intellektu-
elle und politisch Aktive mit Hoch-
schulabschluss die Arbeitswelt nur in 
geringem Maße aus eigener Anschau-
ung kennen und deshalb dazu neigen, 
deren Bedeutung für Millionen von 
Menschen zu unterschätzen. Riexin-
gers Buch ist also – ungeachtet der 
genannten Schwächen – sehr zur Lek-
türe zu empfehlen.  

Michael Zander 
 
Diskussion um Klassentheorie 
Hans-Günter Thien, Die verlorene 
Klasse – ArbeiterInnen in Deutsch-
land. 2. korrigierte und um ein Nach-
wort erweiterte Auflage, Verlag West-
fälisches Dampfboot, Münster 2018, 
235 S., 25,- Euro 
Hans-Günter Thien, Münsteraner So-
ziologe und Verleger des linken Ver-
lags Westfälisches Dampfboot, hat 
seine 2010 erschienene Aufsatzsamm-
lung Die verlorene Klasse – Arbeite-
rInnen in Deutschland neu herausge-
bracht. Gegenüber der Erstauflage sind 
die sechs Aufsätze unverändert wieder 
abgedruckt, lediglich ergänzt um ein 
Nachwort 2018, das Überlegungen zur 
neueren soziologischen Diskussion be-
inhaltet. Die Aufsätze stammen aus 
den Jahren 1985 bis 1998, das unver-
änderte Vorwort von 2010. Thien ist 
sich der Frage nach der Relevanz einer 
Neuveröffentlichung durchaus be-
wusst, ist jedoch von der Aktualität des 
seinerzeit Geschriebenen überzeugt, 
wie er im Vorwort verdeutlicht.  
Der Titel des Bandes suggeriert, es 
handele sich um eine empirische Ar-

beit über ArbeiterInnen in Deutschland 
zwischen 1985 und 2018. Es geht je-
doch primär um das Verschwinden der 
marxistischen Klassenanalyse im so-
ziologischen Diskurs eben dieser Jahre. 
Thien konstatiert, dass die akademi-
sche Soziologie „das Vorhandensein 
von Klassenverhältnisse schlichtweg 
übersah oder leugnete“ (7), auch wenn 
es seit der Finanzmarktkrise von 2008 
eine „Neuentdeckung einer Art Klas-
senfrage“ (7) gebe. Alle Aufsätze be-
schäftigen sich mit dem zur Zeit der 
jeweiligen Erstveröffentlichung herr-
schenden soziologischen Diskurs. Der 
Begriff „Klasse“ wurde, so Thien, in 
der Regel synonym zu den Begriffen 
„Status“, „Schicht“ und „Milieu“ ver-
wendet; dadurch sei jeder analytische 
Mehrwert abhanden gekommen. Thien 
versucht dagegen eine Wiederbelebung 
der Marxschen Klassentheorie, die er 
mehrwert- und machttheoretisch be-
gründet (u.a. mit Verweisen auf Marx, 
Gramsci, Wright). Er wendet sich da-
bei aber auch gegen orthodoxe Marx-
interpreten und eine aus dem Kommu-
nistischen Manifest abgeleitete Vor-
stellung, es gebe lediglich zwei sich 
gegenüberstehende Klassen.  
Der Mehrheit der Soziologen wirft der 
Autor vor, das Klassenkonzept durch 
Schichtungs- und Stratifikationsmodel-
le ersetzt zu haben sowie das Indivi-
duum lediglich nach Einkommen, 
Mentalität und Habitus gesellschaftlich 
zu verorten. Hierbei weist er, theore-
tisch und manchmal empirisch argu-
mentierend, u.a. Helmut Schelskys 
Konzept der Nivellierten Mittelstands-
gesellschaft (1953) sowie Ulrich Becks 
Individualisierungsthese (1983/1986) 
zurück, die behaupteten, es herrsche 
eine „Verbürgerlichung“ der Lohnar-
beitenden bzw. wir lebten in einer Ge-
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sellschaft „jenseits von Klasse und 
Schicht“. Gegen Schelsky konstatiert 
Thien ein Anwachsen der Arbeiter-
klasse bis in die 1980er Jahre, „das al-
lerdings eine interne Verschiebung be-
inhaltet; denn langfristig nahm insbe-
sondere die Zahl der Zirkulationsarbei-
ter des Kapitals (Angestellte) zu, wäh-
rend die der produktiven Lohnarbeiter 
abnahm. Hinzu kommt, dass der Anteil 
des nichtkapitalistischen Sektors gra-
vierend zurückgegangen ist.“ (45) Be-
reits 1985, also ein Jahr vor dem Er-
scheinen des soziologischen Bestsel-
lers Risikogesellschaft, hatte Thien 
Becks seit 1983 verbreitete „Individua-
lisierungsthese“ als einer der ersten 
grundlegend kritisiert. Er bezeichnete 
sie als eine postmoderne Theorie der 
neuen sozialen Bewegungen (Frauen, 
Frieden, AKW) (59), die den Antago-
nismus zwischen Kapital und Arbeit 
als nicht mehr strukturbestimmend für 
moderne Gesellschaften darstellte. 
Thien bestreitet nicht die verstärkte 
Mobilität zwischen den Klassen und 
verstärkte Differenzierungsprozesse 
der Milieus aufgrund der ökonomi-
schen Prosperität ab den 1950er Jah-
ren. Aber er kritisiert, dass Schelsky 
wie Beck lediglich „Verhaltensweisen 
und Bewusstseinsformen“ der gesell-
schaftlichen Individuen untersuchten 
(23) und dabei den für die kapitalisti-
sche Gesellschaft strukturellen Klas-
sengegensatz negierten, wodurch 
„letztlich alles in ‚Neuer Unübersicht-
lichkeit’ (Habermas) zu verschwim-
men scheint.“ (101) Wenn einzelne 
LohnarbeiterInnen ihre Klasse auch 
verlassen könnten, so ändere dies 
nichts an der gesellschaftlichen „Klas-
senstruktur, sondern einzig etwas an 
der Klassenposition des betreffenden 
Individuums in dieser“ (34). Schich-

tungs- und Individualisierungstheorien, 
die das Klassenkonzept für überholt 
hielten, hätten das grundsätzliche Prob-
lem, dass „sie sich auf … die Distribu-
tion, die Verteilungssphäre“ bezögen 
und nicht auf die (Re-) Produktions-
verhältnisse. An dieser grundsätzlichen 
Form der gesellschaftlichen Struktur 
habe sich seit dem letzten Drittel des 
19. Jahrhunderts in Deutschland aber 
„im Kern nichts Wesentliches geän-
dert“ (24).  
Auch einigen neomarxistischen Theo-
retikern wirft Thien analytische 
Schwachstellen vor, sofern sie „die 
dem kapitalistischen Prozess Unter-
worfenen vornehmlich als Teil der 
Struktur“ erfassten und dabei die E-
bene der Handlung kaum thematisier-
ten. Hierbei verweist Thien auf die 
kulturellen Ansätze von E. P. Thomp-
son, Raymond William und Pierre 
Bourdieu, die die Erfahrungsprozesse 
der Klassenindividuen in die Analyse 
aufnehmen. Er zeichnet nach, dass die 
Vorstellung einer einheitlichen Arbei-
terklasse mit gleichen Gesellschafts-
vorstellungen und Mentalitäten schon 
immer falsch gewesen sei. Zwei Auf-
sätze beschäftigen sich mit der Her-
ausbildung von Arbeiterkulturorgani-
sationen wie z.B. jenen der Arbeiter-
sänger, -radfahrer und –turner. Thien 
stellt sie nicht romantisierend dar, 
sondern als Institutionen der Entradi-
kalisierung und Affirmation gegen-
über dem Lohnsystem (80). Er 
schließt diesen Beitrag ab mit dem 
Verweis: „Zwar gilt es Abschied zu 
nehmen von dem Mythen der Arbei-
terbewegung, aber nach wie vor ist 
eine Überwindung des kapitalisti-
schen Herrschaftssystems nur denkbar 
unter Einbeziehung der Arbeiterklasse 
….“ (96)  
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Im Nachwort 2018 diskutiert der Autor 
die Klassenthematik bei aktuellen so-
ziologischen Beststellern wie Oliver 
Nachtweys Abstiegsgesellschaft, Ul-
rich Brands/Markus Wissens Imperiale 
Lebensweise und Stefan Lessenichs 
Neben uns die Sintflut. All diesen Ab-
handlungen gesteht er eine hohe Rele-
vanz zu, jedoch seien sie bezüglich ber 
Klassenfrage unübersichtlich: „Denn 
statt einer wenigstens ansatzweise sys-
tematischen Klärung finden wir Im-
pressionistisches.“ (211) Begriffe wie 
„Klasse“, „Schicht“, „(globale) Mittel-
klasse“ und „Milieu“ würden nach Be-
lieben verwendet und durcheinander 
geworfen. Nachtweys Buch hält er zu-
dem vor, dass die „ausschließliche 
Konzentration auf den Abstieg nicht 
[überzeuge], da es doch nach wie vor 
auch sozialen Aufstieg und für manche 
Bevölkerungsgruppen eine bemerkens-
werte Stabilität ihrer sozialen Lage gibt 
….“ (216) Bei Lessenich sieht er es als 
problematisch an, dass allen Gesell-
schaftsmitgliedern (also Angehörigen 
verschiedener Klassen) derselbe Exter-
nalisierungshabitus zugeschrieben 
wird. Auch bei Brand/Wissen verhin-
dere die Behauptung, die imperiale 
Lebensweise betreffe alle Gesell-
schaftsmitglieder, wichtige Klärungs-
schritte. (223) Diesen Gesellschafts-
konzeptionen wirft Thien eine „Labe-
lisierung des zu Vermarktenden“ vor 
(228) sowie das Fehlen einer „soliden 
theoretischen wie empirischen Fundie-
rung“ der sozialen Ungleichheits- und 
Machtverhältnisse durch eine kohären-
te Klassentheorie, die auch die Trans-
nationalisierung des Kapitals, die Digi-
talisierung und die Modifikationen des 
Klassenverhältnisses analytisch zu be-
urteilen vermag. (228).  

Sascha Regier 

„Neue Klassenpolitik“ 
Sebastian Friedrich/Redaktion analy-
se & kritik (Hrsg.), Neue Klassenpoli-
tik: Linke Strategien gegen Rechtsruck 
und Neoliberalismus, Bertz+Fischer, 
Berlin 2018, 220 S., 14,00 Euro 
Ob in euphorischer oder ablehnender 
Haltung ihm gegenüber: der Begriff 
der „Klasse“ ist zurück in der Debatte, 
und mit ihm die Suche nach einer poli-
tischen Strategie, die sich auf ein noch 
zu bestimmendes Subjekt bezieht. Die 
Wiederbelebung des Klassenbegriffs 
hat auch eine neue Diskussion darum 
entfacht, was Klassenpolitik heute leis-
ten muss bzw. überhaupt kann. Die 
Notwendigkeit der (Neu-)Formulie-
rung einer Klassenpolitik auf Höhe der 
Zeit ist auch das Ergebnis einer jahr-
zehntelangen Vernachlässigung und 
mitunter auch Zurückweisung von 
„Klasse“ als zentralem Ausgangspunkt 
politischen Handelns innerhalb weiter 
Teile der deutschsprachigen Linken. 
Nicht zuletzt die schwelende Bedro-
hung, die gegenwärtig von der sukzes-
siven Aneignung des Klassenbegriffs 
von rechts ausgeht, zeigt die Dring-
lichkeit einer revitalisierten linke Klas-
senpolitik, die nicht bei einer bloßen 
Kritik der sozialen Verhältnisse inner-
halb kapitalistischer Gesellschaften 
stehen bleibt. Eben dieses ambitionier-
te Vorhaben verfolgt der vorliegende 
Sammelband, der sich in der Gesamt-
schau als Standortbestimmung linker 
Klassenpolitik präsentiert, von der aus 
es weiter zu denken und zu handeln 
gilt. 
Der Band vereint einunddreißig erfri-
schend leserliche, leichtverdauliche 
Beiträge, die aus unterschiedlichen in-
tellektuellen und politischen Zusam-
menhängen einen Beitrag zur Ausfor-
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mulierung einer neuen Klassenpolitik 
leisten wollen. Dabei wählen die ein-
zelnen Autor_innen/-kollektive jeweils 
unterschiedliche thematische Bezugs-
punkte. So wird etwa die Bedeutung 
des Klassenkampfes in der Woh-
nungspolitik (Mattern u.a.), die Frage 
nach dem emanzipatorischen Gehalt 
heutiger Gewerkschaftspolitik (Frings, 
Bewernitz, Nowak u.a.), der scheinba-
re Gegensatz von Klassen- und Identi-
tätspolitik (Birkner, Zander u.a.) oder 
die Frage nach einer aktualisierten 
Klassenpolitik, welche die derzeitigen 
Wandlungs- und Fragmentierungspro-
zesse innerhalb der Arbeitswelt abzu-
bilden vermag (Haug, Schwerdtner 
u.a.), andiskutiert. Die Beiträge liefern 
erste Koordinaten, welche die Grund-
lage für ein neues bzw. revitalisiertes 
Verständnis von Klasse als politischem 
Subjekt legen könnten. Die Intersekti-
on von Klasse und anderen Ungleich-
heitsachsen wie „Race“ oder Ge-
schlecht denken quasi alle Autor_innen 
in ihren Plädoyers für eine neue Klas-
senpolitik mit. In Reflexion der aktuel-
len politischen Entwicklungen insbe-
sondere in Deutschland und Europa 
streben die Debattenbeiträge zudem 
eine analytische Bestimmung beste-
hender Klassenkonflikte (Dörre, Fried-
rich, Seeßlen u.a.) unter dem Eindruck 
des Aufstiegs rechtspopulistischer 
Kräfte im Zeitalter des Neoliberalis-
mus an. Auch brisante, innerlinke Dis-
kussionen, wie die Frage nach einer 
linken Position zur Migrationspolitik 
(Urban, Türkmen) oder nach dem fe-
ministisch-emanzipatorischen Gehalt 
gendergerechter Sprache und queer-
feministischen Praxen für Industriear-
beiterinnen (Barthold) werden nicht 
ausgespart. So verfolgt das Buch den 
Anspruch, unterschiedliche Fraktionen 

der Linken zu Wort kommen zu las-
sen, wodurch eine Reihe von Schau-
plätzen, in denen Klassenpolitik heute 
eine Rolle spielt oder spielen sollte, 
abgebildet werden. 
Kritische Leser_innen werden nicht je-
den hier vertretenen Standpunkt teilen; 
dafür ist das politische Spektrum, das 
die Artikel in ihrer Gesamtheit auf-
spannen, zu breit. Die Stärke des 
Sammelbands liegt jedoch genau darin. 
Die kurzen, prägnanten Artikel regen 
zum Streit an, indem sie gemeinsam 
und gegeneinander gelesen Brücken 
zwischen unterschiedlichen Politikan-
sätzen schlagen, sich in kritischen Fra-
gen aneinander reiben lassen und 
Bruchlinien aufzeigen, die es weiter zu 
diskutieren gilt.  
Dennoch fehlt es an einigen Stellen an 
dialogischen Elementen. Die Debat-
tenbeiträge selbst stehen mehr neben-
einander als dass sie kritisch Bezug 
aufeinander nehmen würden. Dies ver-
stellt im Konkreten den Blick sowohl 
auf die verbindenden als auch spalten-
den Momente einer mehrheitsfähigen, 
progressiven Klassenpolitik. So wird 
die strategisch zentrale Frage, wie eine 
neue Klassenpolitik eine fragmentierte 
Arbeiter_innenschaft, wie sie u.a. in 
Deutschland existiert, vereinen könnte, 
nicht erschöpfend genug diskutiert. 
Zwar betonen die Autor_innen fast 
einstimmig die Unumgänglichkeit des 
Miteinander-ins-Gespräch-Kommens – 
dennoch scheint es, als scheuten einige 
an kritischen Punkten die gezielte poli-
tische Konfrontation. Hans-Jürgen Ur-
ban merkt in diesem Zusammenhang 
an, dass eine Klassenpolitik auf Höher 
der Zeit auch einer neuen Diskussions-
kultur innerhalb der Linken bedarf, die 
Räume für produktiven Streit eröffnet 
ohne dabei die Bündnisfähigkeit der 
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vielfältigen politischen Ansätze zu ge-
fährden.  
Stellenweise werden darüber hinaus 
politische Allgemeinplätze formuliert, 
hinter die jede Form linker Politik oh-
nehin nicht zurückfallen sollte. Der 
Aufruf, der in einigen Beiträgen for-
muliert wird, linke Klassenpolitik im-
mer auch feministisch, antirassistisch 
etc. zu gestalten, wird mit Blick auf 
das Selbstverständnis der meisten Lin-
ken ohnehin auf offene Ohren stoßen. 
Demgegenüber gerät eine marxistisch 
geerdete, analytische Auseinanderset-
zung mit dem Klassenbegriff und sei-
nen Bestandteilen (Ausbeutung, Pro-
duktionsverhältnisse etc.) leider zu 
kurz. Nur vereinzelt wird im Rückgriff 
auf Marx bspw. der generelle „Ge-
brauchswert des Klassenbegriffs“ (Lüt-
ten) für eine linke Politik diskutiert. 
Auch der Blick auf die globale Arbei-
ter_innenklasse (Silver) nimmt in dem 
Buch eher eine randständige Position 
ein. So nimmt die deutsche Klassen-
diskussion, wie sie hier abgebildet 
wird, meist nur in Nebensätzen Bezug 
auf historisch und räumlich versetze 
Klassenkämpfe. Klar ist allerdings 
auch, dass eine Artikelsammlung im 
Umfang von 220 Seiten keine aus-
schöpfende Darstellung aller relevan-
ten Dimensionen, mit der sich eine 
neue Klassenpolitik zu beschäftigen 
hätte, bewerkstelligen kann.  
Es sind Aufrufe wie die nach einer in-
ternationalistischen (Kuhn) Klassenpo-
litik, welche die emanzipatorischen Po-
tenziale im Arbeits-/Alltag (Decker) 
von Arbeiter_innen (Hürtgen), Er-
werbslosen (Eberle), Hausfrauen (Fe-
derici/Schultes) und Migrant_innen 
(Birke) herausstellt, die wieder Lust 
auf eine durch „Klasse“ inspirierte 
wissenschaftliche Beschäftigung, poli-

tische Auseinandersetzung und linke 
Praxis macht. Der Sammelband zeigt 
also auf vielseitige Art und Weise: 
Klasse und Klassenpolitik ist wieder 
kontrovers diskutierter Gegenstand 
linker Debatten und Strategien. So 
kann das Buch als Ausgangspunkt ver-
standen werden, von dem aus weiter 
zügig voran gegangen werden muss. 
Die darin aufgeworfenen Fragen und 
Ansätze müssen entsprechend (marxis-
tisch) weitergedacht und praktisch ver-
arbeitet werden, um so das Fundament 
für eine (neue) Klassenpolitik zu legen. 

Janina Puder  
 
Eine zeitgemäße Philosophie 
der Praxis 
Wolfdietrich Schmied-Kowarzik, Karl 
Marx – Die Dialektik der gesellschaft-
lichen Praxis, Verlag Karl Alber, Frei-
burg/München, 2018, 351 S., 39,00 
Euro (= I); ders.: Das dialektische 
Verhältnis der Menschen zur Natur. 
Verlag Karl Alber, Freiburg/ München 
2018, 256 S., 32,00 Euro (= II) 
Der Autor, der von 1971 bis 2007 an 
der Universität Kassel Philosophie 
lehrte, hat nun im so genannten Ruhe-
stand die Zeit gefunden, zwei seiner 
1981 (I) bzw. 1984 (II) erschienen 
Bücher in überarbeiteter und aktuali-
sierter Form neu herauszugeben. Sie 
sind ein Versuch des Eingreifens in 
gesellschaftliche Verhältnisse und 
Entwicklungen. Philosophie der Pra-
xis bedeutet für Schmied-Kowarzik 
„die bewusste Einbindung des Den-
kens und Handelns in die gemeinsame 
Verantwortung der Menschen für ihre 
gesellschaftliche Praxis.“ (Einleitung 
I: 30). Dass solch ein Unterfangen im 
Zeitpunkt des Erscheinens des Bandes 
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(1981) auf heftige Kritik aus der stali-
nistisch geprägten Philosophie vor al-
lem in der DDR stieß, ist mehr als 
verständlich. Im Westen reagierte 
man subtiler auf solch explosives Ge-
dankengut: Man vermied die Ausei-
nandersetzung. Gerade deshalb ist es 
verdienstvoll und für die aktuelle poli-
tische Auseinandersetzung wichtig, 
dass diese Schriften nun nochmals ak-
tualisiert erscheinen. 
Die neue Fassung von „Die Dialektik 
der gesellschaftlichen Praxis“ präsen-
tiert im ersten Teil im Wesentlichen 
das 1981 publizierte Manuskript. Der 
zweite Teil des damaligen Buches 
wurde ersetzt durch sechs Aufsätze aus 
jüngerer Zeit. Dabei handelt es sich um 
Beiträge zu Marx‘ Kritik der Hegel-
schen Dialektik und zu den Feuerbach-
Thesen, um eine systematische Dar-
stellung zur Praxisphilosophie und um 
„Perspektiven  zur Weiterführung“ der 
kritischen Philosophie der gesellschaft-
lichen Praxis. Dem Verfasser geht es 
darum, den dogmatischen Sozialismus 
und vulgären Materialismus nochmals 
zu widerlegen, den schon Marx immer 
wieder bekämpft habe. Schmied ver-
weist auf Gramsci, der den Begriff 
„Philosophie der Praxis“ prägte, und 
auf die Frankfurter Schule, die unter 
dem Begriff der „kritischen Theorie“ 
Marx als den Begründer einer kriti-
schen Gesellschaftstheorie verstand. 
An dieser Stelle hebt der Verfasser al-
lerdings hervor, dass sich Horkheimer 
und Adorno dann „unter Beibehaltung 
des Etiketts einer ‚Kritischen Theorie‘ 
so entschieden von der Marxschen 
Theorie (distanzierten), dass man 
kaum mehr von einer Fortsetzung des 
ursprünglichen Anliegens sprechen 
kann“ (285). Da man unter dem Beg-
riff der ‚Kritischen Theorie‘ nunmehr 

nicht mehr das Marx’sche Anliegen 
fassen könne, sieht er diese Tradition 
im Begriff der ‚Kritischen Philosophie‘ 
aufgehoben. In dieser Tradition veror-
tet er vor allem Lukács, Bloch, Herbert 
Marcuse, Lefebvre, Sartre und insbe-
sondere die Vertreter der jugoslawi-
schen ‚Praxis‘-Gruppe. Wichtig ist in 
diesem Zusammenhang die differen-
zierte Darstellung und teilweise Kritik 
der Ansätze von Gramsci, Sartre und 
Merleau-Ponty, Max Adler und Max 
Horkheimer, Adorno und Marcuse, 
Korsch und Lukács, Bloch und Le-
febvre. 
Bezugnehmend auf Lefebvre rekur-
riert Schmied-Kowarzik auf die 11. 
Feuerbachthese: „Unter Aufhebung 
der Philosophie ist jedoch keineswegs 
ihre schlichte Abschaffung zu verste-
hen, sondern eher eine Transformati-
on in bewusster Praxis“ (I: 315). Und 
weiter: „Hier hat das ‚metaphiloso-
phische Denken‘ … anzuknüpfen, um 
an dem großen Projekt bewussten so-
lidarischen Menschseins weiterzubau-
en, dessen Teilstücke die Protest- und 
Emanzipationsbewegungen sind“ (I: 
326). Diese Vision erinnert schon 
beinahe an das in der aktuellen Lin-
ken diskutierte Bild von der ‚Mosaik-
Linken‘ – allerdings liefert der Ver-
fasser jenen theoretischen Fugenkitt, 
den das schöne Bild vom ‚linken Mo-
saik‘ so dringend benötigt, um nicht 
vom leisesten Windstoß durcheinan-
der gewirbelt zu werden. 
Die hier entfaltete „Philosophie der 
Praxis“ benennt auch die unmittelbar 
konkreten Aufgaben einer sich der 
menschlichen Entwicklung verpflich-
tenden, aufklärerischen und damit po-
litischen Philosophie, unter der vor-
rangig – neben der Kritik der „sozia-
len Marktwirtschaft“ und des Nord-
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Süd-Konflikts – die Ausplünderung 
der Natur steht, die auf der Grundlage 
des kapitalistischen Wertgesetzes 
immer rasanter voranschreitet (I: 
281f). Damit wird die Brücke ge-
schlagen zum Thema des zweiten 
Bandes, dem dialektischen Verhältnis 
des Menschen zur Natur. 
Auch in diesem Band wurde der erste 
Teil, überarbeitet und aktualisiert, aus 
der erstmals 1984 erschienen Mono-
graphie übernommen. Der zweite Teil 
ist völlig neu. Unter Verweis auf die 
katastrophalen Industrieunfälle in Ma-
jak, Seveso, Harrisburg, Bhopal, 
Tschernobyl, Chuandongbei, Fukus-
hima, jene „unübersehbaren Schriftzü-
gen des Menetekels an unseren indus-
triellen Palastwänden“ (II: 13), greift 
Schmied-Kowarzik Francis Fukuya-
mas These vom Ende der Geschichte 
an, die er treffend als „ideologische 
Propaganda“ bezeichnet, die nur die 
durch den entfesselten Kapitalismus 
heraufbeschworene Katastrophe des 
möglichen Endes der Menschheit über-
tünchen soll. Auch hier wendet er sich 
gegen die im dogmatischen Marxismus 
wie bei dessen Gegnern verbreitete 
These, dass Marx uneingeschränkt 
(und kritiklos) den wissenschaftlich-
technischen Fortschritt bejaht habe, 
was dann im Sowjetmarxismus zum 
Glaubensartikel wurde. Sein Vorwurf 
richtet sich nicht nur gegen Lenins 
Formel Kommunismus = Sowjetmacht 
plus Elektrifizierung, sondern auch ge-
gen Habermas, der das Mensch-Natur-
Verhältnis nur „in den zweckrationalen 
Kategorien der neuzeitlichen Wissen-
schaften und Technik zu denken“ ver-
möge (II: 16). Es mag zur Tragik ge-
sellschaftlich engagierter Wissenschaft 
gehören, wenn der Autor – wohl leider 
zu Recht – feststellt, dass sein 1984er 

Buch „für die Marx-Diskussion zu 
spät, für die beginnende Ökologie-
Debatte zu früh (kam)“ (II: 17). 
Im Gegensatz zu der weit verbreiteten 
Meinung und den Positionen vieler 
Marxisten von Plechanow und Bucha-
rin bis Sartre weist Schmied-Kowarzik 
darauf hin, dass Marx schon in seiner 
„Kritik des Gothaer Programms“ fest-
gestellt hat: „Die Arbeit ist nicht die 
Quelle alles Reichtums. Die Natur ist 
ebenso Quelle der Gebrauchswerte als 
die Arbeit …“ (II: 85). Seine profunde 
Kenntnis der Marx’schen Schriften 
lässt ihn zu der Feststellung kommen, 
dass die Zerstörung der Natur gerade 
Teil jenes selbstzerstörerischen Prozes-
ses ist, der dem Kapitalismus inne-
wohnt. Warum die Naturfrage von vie-
len Marxisten vernachlässigt und „Na-
tur“ gewissermaßen als Konstante ge-
setzt wurde, behandelt er in einem ei-
genen Kapitel (II: 106-136). Dem folgt 
die Erörterung des Verhältnisses von 
Mensch und Natur bei jenen Marxis-
ten, die diese Frage in den Blick ge-
nommen haben wie Wittfogel, Adler, 
Sohn-Rethel, Bloch und Lefebvre, wo-
bei auch auf Schelling und Kant zu-
rückgegriffen wird.  
Die beiden Bände sind nicht nur von 
außergewöhnlicher Dichte, sie sind 
auch von höchster Aktualität: So lange 
Wissenschaft und Technik dem Kapi-
talinteresse unterworfen bleiben, wird 
der Prozess der Zerstörung von Gesell-
schaft und Natur weitergehen und 
zwangsläufig in der Barbarei enden. 
Dem liegt zugrunde die Illusion, ge-
ronnen im Fortschrittsglauben an die 
(von den Verwertungsinteressen des 
Kapitals in Besitz genommene) Wis-
senschaft, dass die Menschen sich von 
der Natur ablösen könnten, um sie un-
eingeschränkt und folgenlos zu ver-
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nichten. Um es mit den Worten des 
Autors zu sagen: „Es liegt an uns, … 
die Prozesse der Natur und Geschichte 
in Allianz miteinander voranzubringen 
und auf die uns geschichtlich aufgege-
bene menschliche Vollendung sozialer 
Gerechtigkeit für alle Menschen hin-
zuarbeiten. Dies kann uns aber nur in 
bewusster und solidarischer Praxis ge-
gen die uns fremdbeherrschende Wert-
logik des Kapitals gelingen.“ (II: 242) 
Hier schließt sich der Kreis, der, aus-
gehend von einer subtilen und huma-
nistischen Marx-Interpretation zu einer 
Philosophie der Praxis führt, einer Pra-
xis, die sich als interventionistisch ver-
steht und an all jene Kräfte appelliert, 
die  sich aus ihrer berechtigten Kritik 
heraus zu solidarischem Handeln zu-
sammenfinden müssen, um Mensch-
heit und Natur vor ihrer Vernichtung 
zu bewahren. Zeitgemäßer könnten 
diese erheblich erweiterten Neuaufla-
gen nicht sein. 

Werner Ruf 
 
Nachdenken über die  
Oktoberrevolution 
Stefan Bollinger, Oktoberrevolution. 
Aufstand gegen den Krieg 1917-1922, 
edition ost im Verlag Das Neue Ber-
lin, Berlin 2017, 224 Seiten, 14,99 
Euro 
Welches waren die Voraussetzungen 
für den Sieg der Bolschewiki im Ok-
tober 1917? Welche Widersprüche 
ergaben sich aus der fortwährenden 
internationalen Isolierung der russi-
schen Revolution? Warum konnte 
sich diese in den Jahren des Bürger-
kriegs und der ausländischen Inter-
vention (1918-1920) gleichwohl be-
haupten? Welche Fernwirkungen auf 

Westeuropa und die damaligen Kolo-
nialländer hatte die russische Revolu-
tion? Warum sind die Revolutionen 
im Westen nach 1918 gescheitert? 
Bot die 1921 eingeleitete Neue Öko-
nomische Politik die Chance für einen 
wirtschaftlichen Wiederaufstieg? 
Welche Auswirkungen hatten die 
gleichzeitige Niederschlagung des 
Kronstadter Aufstands und das auf 
dem X. Parteitag von Lenin durchge-
setzte Fraktionsverbot auf die demo-
kratische Willensbildung in Partei und 
Staat? Wie hängt dies alles mit dem 
Aufstieg Stalins, ab 1922 Generalsek-
retär der KPR (B), zusammen? Wa-
rum gab es – zwei Generationen spä-
ter – in den staatssozialistischen Län-
dern kaum mehr Verteidiger der Ideen 
des „Roten Oktobers“? Wie wird an 
die „Große Sozialistische Oktoberre-
volution“ im heutigen nachsozialisti-
schen Russland erinnert? Wie verän-
dert das Wissen um das Ende des 
sowjetischen Sozialismus den Blick 
auf seinen Anfang in der Oktoberre-
volution? Welche Karriere hat der 
Begriff der Revolution nach 1989/91 
genommen – etwa in den „farbigen 
Revolutionen“ Osteuropas (Georgien, 
Ukraine)? Welche und wessen Inte-
ressen artikulieren sich in und hinter 
diesen „Revolutionen“? Kann heute 
ein politischer Rekurs auf die histori-
sche Oktoberrevolution und die sie 
tragende Arbeiterklasse noch sinnvoll 
sein, wo diese Klasse sich gegenwär-
tig, in einer neuen Phase kapitalisti-
scher Entwicklung, zu fragmentieren, 
zu privatisieren, zu entpolitisieren 
scheint? Und schließlich, mit Blick 
auf die Gegenwart, die nicht leicht zu 
beantwortende Frage: „Wo sind die 
Sozialisten geblieben“? (166) 
Dieses weitgesteckte Spektrum an 
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historischen und politischen Proble-
men wird in Stefan Bollingers Buch 
im Detail diskutiert und in seinen his-
torischen Abschnitten dicht am Quel-
lenmaterial bearbeitet. 
Wie im Untertitel des Buches angedeu-
tet, spielte das Problem von Krieg und 
Frieden für die Entwicklung der russi-
schen Revolutionen bereits seit 1905 
eine zentrale Rolle (61). Die Februar-
revolution 1917 und die sie tragenden 
politischen Parteien – Menschewiki, 
Sozialrevolutionäre – lösten den gordi-
schen Kriegsknoten ebenso wenig auf 
wie die Provisorische Regierung in ih-
ren wechselnden personellen Konstel-
lationen. Deren im Juni 1917 gestartete 
militärische Offensive endete in einem 
Fiasko, ruinierte die Wirtschaft des 
Landes weiter, trieb den Revolutions-
prozess voran und stärkte die Position 
der Bolschewiki in Arbeiterklasse und 
Armee. Bis zum Sommer 1917 hatte 
sich die Mitgliedszahl ihrer Partei ge-
genüber dem Jahresbeginn verzehn-
facht (41). Sie war nun keine kleine il-
legale Organisation mehr, sondern mit 
rund 350.000 Mitgliedern im Oktober 
in den großen Städten und an den 
wichtigsten Frontabschnitten eine Par-
tei mit Masseneinfluss. „Ihr Vorteil 
blieb die straffe Organisation, die bei 
allen Diskussionen, die es gab, klare 
Beschlüsse fasste und sie den Mitglie-
dern und der Öffentlichkeit vermittelte. 
Dazu hatte sie ein umfangreiches Netz 
von Druckereien, Presseorganen und 
Redaktionen, von Flugblättern.“ (41-
42) Die Forderungen der Bolschewiki 
nach einer sofortigen Beendigung des 
imperialistischen Kriegs, nach Arbei-
terkontrolle in den Fabriken, nach 
Landaufteilung, nach Übertragung der 
politischen Macht an die Sowjets si-
cherten ihnen die Unterstützung der 

durch Krieg und Wirtschaftszerrüttung 
in die Not getriebenen Klassen. So 
könne die Oktoberrevolution „eben 
nicht als einfacher Putsch“ (152) inter-
pretiert werden. 
Herausgefordert wurde die Oktoberre-
volution am 5. Januar 1918 durch die 
Konstituierende Versammlung mit ei-
ner deutlichen nicht-bolschewisti-
schen Mehrheit. Aber, so der Verfas-
ser, diese atmete eher den „Geist der 
Februarrevolution. Der Oktober war 
bereits politisch weiter“ (151). Dessen 
Programm und Praxis, die sich in der 
„Deklaration des werktätigen und aus-
gebeuteten Volkes“ niederschlug, 
wurde von der Konstituante abgelehnt 
und diese selbst daraufhin von den 
Bolschewiki aufgelöst. Sie fand – auch 
in den Folgejahren – nur wenige Ver-
teidiger. 
In den Militarisierungen und Zentrali-
sierungen des „Kriegskommunismus“ 
(1918-1920), in der Niederschlagung 
des Kronstadter Aufstands, in der Ver-
engung der innerparteilichen Demo-
kratie und Diskussion nach 1921, in 
der „radikalen ‘Links’wendung und 
Diktaturentfaltung durch Stalin 
1927/28 als Reaktion auf eine ver-
meintlich gescheiterte Neue Ökonomi-
sche Politik“ (154) und nicht zuletzt in 
der internationalen Isolierung sieht der 
Autor wesentliche Voraussetzungen 
für die „zeitweise mörderische Dikta-
tur“ (154) der 1930er Jahre. Der histo-
rische Weg dorthin sei nicht unver-
meidlich und alternativlos gewesen – 
immer wieder boten sich „auch Chan-
cen zur Umkehr“ (154). Dies gelte auch 
für spätere Phasen der sowjetischen Ge-
schichte bis zu ihrem Ende 1991. 
Der Nutzen des Bandes wird vermehrt 
durch den auszugsweisen Abdruck von 
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wichtigen Dokumenten und Dekreten 
der Revolution sowie von politischen 
Stellungnahmen seitens Rosa Luxem-
burgs, Antonio Gramscis und Lew 
Trotzkis.  
Zudem enthält er, neben einer knappen 
Chronologie, einige aufschlussreiche 
statistische Angaben über die Entwick-
lung der russischen Sozialstruktur, des 
Parteiengefüges 1917, über die Wahlen 
zur Konstituierenden Versammlung, 
über die Kriegsmobilisierungen und -
verluste. (Die auf Seite 56 genannte 
Zahl von nur 0,9 Mio. Mobilisierten in 
Österreich-Ungarn wäre in einer zwei-
ten Auflage zu korrigieren.) 
Die Angaben über die personelle Zu-
sammensetzung der Revolutionsregie-
rung, des Rats der Volkskommissare, 
von Oktober 1917 bis März 1918 (86-
87) können Schrecken und Trauer her-
vorrufen: Von den 37 namentlich ge-
nannten Volkskommissaren jener Pe-
riode wurden in der zweiten Hälfte der 
1930er Jahre 22 erschossen, sie starben 
im Gulag oder in der Haft; einer, der 
Volkskommissar für Justiz I. S. Stein-
berg, ein Linker Sozialrevolutionär, 
starb 1957 im Exil. Die historischen 
Brüche zwischen 1917 und den 1930er 
Jahren, die „Unterscheidbarkeit von 
Oktoberrevolution und Stalinscher 
Diktatur“ (155), können durch diese 
Angaben verdeutlicht werden. 
Stefan Bollinger führt (174) ein Zitat 
aus Rosa Luxemburgs bekannter 
Schrift über die russische Revolution 
an, die auch 100 Jahre nach ihrer Nie-
derschrift zum Nachdenken anregen 
kann. Den Bolschewiki bleibe „das un-
sterbliche geschichtliche Verdienst, 
mit der Eroberung der politischen Ge-
walt und der praktischen Problemstel-
lung der Verwirklichung des Sozialis-

mus dem internationalen Proletariat 
vorangegangen zu sein und die Ausei-
nandersetzung zwischen Kapital und 
Arbeit in der ganzen Welt mächtig vo-
rangetrieben zu haben. In Russland 
konnte das Problem nur gestellt wer-
den. Es konnte nicht in Russland gelöst 
werden, es kann nur international ge-
löst werden. Und in diesem Sinne 
(Hervorhebung Rosa Luxemburg) ge-
hört die Zukunft überall dem ‘Bol-
schewismus’“. 

Gert Meyer 
 

Charaktere der Sozial-
demokratie 
Holger Czitrich-Stahl, Arthur Stadt-
hagen. Parlamentarier, Sozialdemo-
krat, Wegbereiter des Arbeitsrechts 
(Jüdische Miniaturen Bd. 220), 
Hentrich & Hentrich Verlag, Berlin 
2018, 66 S., 3 Abb., 8,90 Euro 
Einst gab es eine Zeit, in der unver-
wechselbare Charaktere das Profil der 
deutschen Sozialdemokratie bestimm-
ten. Einer davon war Arthur Stadtha-
gen. Dem Verlag gebührt Dank, dass 
er diesen Mann in seine „Jüdischen 
Miniaturen“ aufgenommen hat. Dafür 
gab es keinen kompetenteren Autor 
als Holger Czitrich-Stahl, denn er hat 
mit einer Stadthagen-Biografie pro-
moviert, eine Auswahl seiner Reden 
und Schriften ediert und bereits meh-
rere Studien zur Vita Stadthagens pu-
bliziert. 
Der in einer begüterten, bildungsbef-
lissenen, in Preußen gut integrierten 
jüdischen Familie aufgewachsene 
Arthur Stadthagen wurde am 23. Mai 
1857 in Berlin geboren, wo er am 5. 
Dezember 1917 verstarb. Sein Leben 
wurde jedoch nicht durch die jüdi-
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sche Religion geprägt – in reiferen 
Jahren bezeichnete er sich als Dissi-
dent –, sondern durch sein politi-
sches und soziales Engagement, das 
ihn zu einem der angesehensten Füh-
rer der deutschen Sozialdemokratie 
aufsteigen ließ. Sein Parteieintritt 
liegt allerdings im Dunkel, doch hat 
er sich als studierter Jurist schon zur 
Endzeit des Sozialistengesetzes zur 
Sozialdemokratie bekannt. Hier 
nahm er seinen Platz im „marxisti-
schen Zentrum“ um August Bebel 
und Karl Kautsky ein, bestrebt, er-
folgreiche Reformpolitik mit der Ori-
entierung auf das sozialistische 
„Endziel“ zu verbinden. Dabei brach 
er auch die Beziehungen zum radika-
len linken Flügel um Rosa Luxem-
burg und Karl Liebknecht nicht ab.  
Der Autor hat diese Skizze des poli-
tischen Lebens Stadthagens, in der 
wir nicht sehr viel über seine Privat-
sphäre und persönliche Interessen er-
fahren, nach dessen wichtigsten Wir-
kungsfeldern gegliedert. Das bringt 
unvermeidlich einige hinnehmbare 
Wiederholungen mit sich. Nach Vor-
stellung der familiären Ursprünge 
und des Umfeldes der Familie, von 
der später viele der Shoah zum Opfer 
fielen, widmet er sich Stadthagens 
Rolle als Anwalt der „kleinen Leu-
te“, nicht zuletzt auch der Frauen. 
Dem folgt die Darstellung seines 
Wirkens als Mitglied des Berliner 
Abgeordnetenhauses, wo er vor al-
lem mit Sozial- und Bildungspolitik 
befasst war. Wichtiger wurde jedoch 
seine Präsenz im Deutschen 
Reichstag, nachdem er 1890 den 
Wahlkreis Niederbarnim für die So-
zialdemokratie erobert und bis zu 
seinem Tode mit wachsender Stim-
menzahl als eine ihrer Hochburgen 

behauptet hatte. Er wirkte an der Er-
arbeitung des im Jahre 1900 einge-
führten Bürgerlichen Gesetzesbuches 
mit und focht unermüdlich für ein 
die Interessen der „Arbeitnehmer“ 
respektierendes Arbeitsrecht. Seine 
unter dem bezeichnenden Titel „Ar-
beiterrecht“ in mehreren Auflagen 
erschienene Publikation wurde zu ei-
nem praxisorientierten, viel genutz-
ten Ratgeber für die unselbständig 
Beschäftigten. Ein ähnlich positives 
Echo fand sein „Führer durch das 
Bürgerliche Gesetzbuch“. In einem 
speziellen Abschnitt beschreibt Czit-
rich-Stahl, welchen antisemitischen 
Anfeindungen Stadthagen ausgesetzt 
war, zuletzt sogar durch hasserfüllte 
Anwürfe seiner Ex-Genossen Gustav 
Bauer und Karl Legien im Parla-
ment. Als Kriegsgegner und Antimi-
litarist gehörte Stadthagen zu den 
Wegbereitern der Unabhängigen So-
zialdemokraten, wozu er von der so-
zialdemokratischen Parteiführung e-
her hingedrängt wurde, als dass er ei-
ne Parteispaltung angestrebt hätte. Er 
gehörte zu den Mitbegründern der 
USPD, deren Aufstieg und Nieder-
gang er nicht mehr erleben sollte. 
Die Würdigung der Lebensleistung 
Stadthagens schließt mit der Schilde-
rung der Trauerfeierlichkeiten und 
der Nachrufe auf den inzwischen zu 
Unrecht weitgehend vergessenen lin-
ken Sozialdemokraten. 
Der Autor hat eine komprimierte, gut 
lesbare Biografie vorgelegt, in der 
auch viele grundsätzliche Probleme 
sozialdemokratischer Geschichte auf-
scheinen und zum Nachdenken anre-
gen. 

Günter Benser 



Buchbesprechungen 239 

Ein KPD-Vorsitzender  
zwischen den Fraktionen 
Florian Wilde, Revolution als Real-
politik. Ernst Meyer (1887-1930) Bi-
ographie eines KPD-Vorsitzenden. 
Mit einem Vorwort von Hermann 
Weber, UVK Verlagsgesellschaft, 
Konstanz 2018, 452 S., 29,00 Euro 
Ernst Meyer (1887-1930) ist sicher-
lich einer der am wenigsten bekann-
ten KPD-Vorsitzenden. Das liegt ei-
nerseits an der trockenen Art Meyers 
und andrerseits an seinem Ausschluss 
aus der offiziellen Erinnerungspolitik 
der deutschen kommunistischen Par-
tei; zu Unrecht wie Wilde argumen-
tiert. Spielte Meyer doch eine bedeu-
tende Rolle in der deutschen Linken. 
Mit seiner Biographie hat Florian Wil-
de damit auch eine Forschungslücke 
geschlossen; nicht zuletzt weil nun-
mehr über jeden KPD-Vorsitzenden 
eine Monographie vorliegt.  
Ernst Meyers Biographie erschöpft 
sich nicht in seinen Funktionen inner-
halb der KPD. Meyer war auch vor der 
KPD-Gründung 1918 einer der organi-
satorischen Köpfe der Gruppe Interna-
tionale und später vor allem des Spar-
takusbundes, den er mitbegründete. 
Als dessen wichtigste Führer, Luxem-
burg und Liebknecht, in Haft saßen, 
übernahm Meyer zeitweilig die Rolle 
des Koordinators der äußersten Lin-
ken der Sozialdemokratie.  
Die Gruppe Spartakus bildete einen 
wichtigen Kontrapunkt zur Kriegspoli-
tik der MSPD und war später einer der 
organisatorischen Ausgangspunkte für 
die Gründung der KPD. In den ersten 
Jahren stand Meyer auf dem linken 
Flügel der KPD und unterstützte die 
Strategie einer schnellstmöglichen Re-
volution. Mit dem Scheitern des März-

aufstandes 1921 und der Übernahme 
des Parteivorsitzes änderte Meyer sei-
ne Position. Er übernahm die Einheits-
frontpolitik seines Vorgängers Hein-
rich Brandler und sollte bei dieser Po-
sition bis zu seinem Tod bleiben.1 
In den nächsten Jahren sollte er in den 
zahlreichen innerparteilichen Kämpfen 
die Gruppe der „Versöhnler“ zwischen 
linkem und rechtem Parteiflügel bil-
den. Wilde schildert diese Auseinan-
dersetzungen präzise und widerlegt al-
le Historiker, die meinen, die KPD wä-
re von Anfang eine undemokratische, 
allein von Moskau gesteuerte Kraft 
gewesen. Wilde richtet seinen Fokus 
vor allem auf die politischen Ausei-
nandersetzungen in der Partei. Anders 
als jüngst Ralf Hoffrogge für seine Bi-
ografie über Werner Scholem konnte 
Wilde auf deutlich weniger umfangrei-
ches Material zurückgreifen. Meyers 
Privat- und Familienleben sowie die 
zeitgeschichtliche Einbettung seiner 
Biographie machen die Darstellung zu 
einer Abfolge von politischen Ausei-
nandersetzungen. Dabei arbeitete Wil-
de in die Biografie auch den Brief-
wechsel Meyers mit seiner zweiten 
Ehefrau Rosa Meyer-Leviné ein.  
Kontrovers sollte vor allem der 
Schlusspunkt von Meyers Leben sein. 
Gemeinsam mit Ernst Thälmann stand 
Meyer 1927 erneut an der Spitze der 
Parteiführung der KPD. Meyer, der 
zwischen linkem und rechtem Partei-
flügel lavieren musste und mit der 
schwindenden Autonomie der KPD 
konfrontiert war, geriet dabei in immer 
größere Widersprüche. Die politische 
                                                        
1  Zur Entwicklung der KPD vor und nach dem 

März-Aufstand 1923 vgl. Harald Jentsch, Die 
KPD 1919-1924, Teil I. in Z 115 (September 
2018), S. 77ff. sowie Teil II in diesem Heft. 
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Abhängigkeit der KPD von der Ko-
mintern und der KPdSU steigerte sich 
ab 1924/25 rapide – auch mit der zu-
nehmenden Monopolisierung der 
Macht Stalins innerhalb der KPdSU. 
Wilde leistet mit seiner Biographie da-
her auch einen wichtigen Beitrag zur 
Auseinandersetzung mit der organisa-
torischen Entwicklung der KPD, dem 
allmählichen Schwinden der Demokra-
tie in der kommunistischen Bewegung 
und der Durchsetzung der Sozialfa-
schismustheorie in Deutschland. 
Meyer, schon schwer erkrankt, konnte 
den eigenen Parteiausschluss 1929/30 
nur verhindern, indem er seine eigenen 
Positionen letztlich widerrief. Insofern 
endete sein Leben tragisch. Mit ihm 
starb 1930 der letzte Flügelvertreter 
der Partei, der noch offen andere poli-
tische Positionen als die Parteiführung 
vertrat. Von da an blieben die politi-
schen Auseinandersetzungen in der 
KPD auf das Zentralkomitee be-
schränkt. Wilde scheut in seiner Dar-
stellung nicht davor zurück, die Wider-
sprüche Meyers und der KPD selbst 
offen darzustellen und damit der De-
batte zu öffnen. Seine Biographie ist 
nicht nur wegen dieser historisch-
kritischen Herangehensweise äußerst 
verdienstvoll. 

Janis Ehling 
 
Eigenbewegung und Kanoni-
sierung  
Henning Fischer, Überlebende als 
Akteurinnen. Die Frauen der Lager-
gemeinschaften Ravensbrück: Bio-
graphische Erfahrung und politisches 
Handeln, 1945 bis 1989. UVK Ver-
lagsgesellschaft Konstanz und Mün-
chen 2018, 542 S., 29,00 Euro 

Das Buch „Überlebende als Akteurin-
nen“ ist die Druckfassung einer von 
Michael Wildt und Mario Keßler be-
treuten Dissertation. Henning Fischer, 
der Verfasser, nennt es eine „Kollek-
tivbiographische Verbandsgeschichte“ 
(497) und kennzeichnet damit den 
Doppelcharakter seines Unternehmens. 
Es geht – erstens – um zwei Organisa-
tionen von Überlebenden eines Frau-
enkonzentrationslagers: der „Lagerar-
beitsgemeinschaft“ (LAG) – ein-
schließlich verschiedener Vorgänger-
Organisationen – in der DDR sowie 
der „Lagergemeinschaft Ravensbrück“ 
(LGR) in der BRD, und – zweitens – 
um die Lebens- und Aktionsgeschichte 
ihrer Mitglieder. Letztere fanden sich 
zusammen, weil sie ein politisches En-
gagement, das sie in der Weimarer Re-
publik begonnen hatten, in ihrem 
Selbstverständnis und tatsächlichen 
Handeln sowohl in der Haft als auch 
nach ihrer Befreiung fortgesetzt hatten. 
Die Gemeinsamkeit ihrer so konstitu-
ierten Biografie kann so beschrieben 
werden: Sie wurden fast alle noch im 
wilhelminischen Reich geboren, traten 
in der Weimarer Republik dem Kom-
munistischen Jugendverband Deutsch-
lands (KJVD) oder/und der KPD bei, 
leisteten ab 1933 Widerstand, wurden 
in Ravensbrück inhaftiert und blieben 
danach in den Westzonen, der Sowjeti-
schen Besatzungszone, in BRD und 
DDR als Mitglieder der KPD, der 
SED, der SEW und der DKP politisch 
tätig. Hinzu kamen – aber eher am 
Rande – einige wenige Sozialdemokra-
tinnen und Christinnen, die, meist in 
einer späteren Phase, in eine der beiden 
Organisationen einbezogen waren. Die 
Mitglieder der LAG und der LGR wa-
ren nicht repräsentativ für die Gesamt-
heit der in Ravensbrück gefangenen 
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Frauen: Es fehlen die wegen unpoliti-
scher krimineller Delikte Inhaftierten 
(die im Lager mit einem grünen Win-
kel gekennzeichnet waren), die 
„Schwarzen“ (so genannte „Asozia-
le“), lesbische Frauen (im deutschen 
Faschismus in anderer Weise diskri-
miniert als schwule Männer) und aus 
religiösen und rassistischen Gründen 
Verfolgte, darunter Sinti und Roma. 
Sie hinterließen kaum schriftliches 
Material. Zutreffend spricht der Ver-
fasser von einer „Quellengrenze dieser 
Arbeit“ (393).  
Wer im Lager an einem Widerstands-
netz beteiligt war und sich danach in 
den Ehemaligen-Gemeinschaften or-
ganisierte, gehörte zu einer Minder-
heit. In der DDR waren 1986 noch 
118 frühere politische Gefangene am 
Leben, aber lediglich 28 von ihnen 
gehörten der LAG als offizielle Mit-
glieder an (467).  
Einzelne Gefangene, die als Kommu-
nistinnen eingeliefert waren, blieben 
aus gleichsam fraktionellen Gründen 
außerhalb: Margarete Buber-
Neumann, 1940 von der UdSSR (wo 
ihr Mann, Heinz Neumann, angeblich 
ein Ultralinker in der KPD, 1937 hin-
gerichtet worden war) an Nazi-
Deutschland ausgeliefert, bis 1945 in 
Ravensbrück, stellte sich danach als 
eine Art Kronzeugin gegen den 
Kommunismus zur Verfügung und 
wurde in den Auseinandersetzungen 
des Kalten Krieges in damals üblicher 
Weise bekämpft, wobei man sich ge-
genseitig nichts schenkte. Orli Rei-
chert-Wald (geb. 1914), war im 
KJVD, leistete Widerstand, wurde 
1934 und 1936 verhaftet, gefoltert, zu 
vier Jahren Freiheitsstrafe verurteilt, 
kam anschließend, 1940, nach Ra-
vensbrück, 1942 nach Auschwitz. Sie 

beteiligte sich dort an einer Wider-
standsgruppe, rettete als Lagerälteste 
im Krankenbau Leben und wurde als 
„Engel von Auschwitz“ bezeichnet. 
1945, kurz vor Kriegsende, war sie 
wieder in Ravensbrück. Sie wurde 
von Soldaten der Roten Armee ver-
gewaltigt. Zunächst lebte sie in der 
SBZ und war dort SED-Mitglied. 
Nachdem sie sich ebenso wie ihr 
Mann Edu Wald (vor 1933 im Frakti-
onskampf der KPD ein so genannter 
„Versöhnler“) von der Partei losgesagt 
hatte, in den Westen gegangen und 
schließlich der SPD beigetreten war, 
galt sie als Parteifeindin. Tatsächlich 
war im Kalten Krieg bei Menschen, 
die politisch aktiv blieben, politische 
Neutralität zwischen den beiden La-
gern unmöglich, auch nicht für Orli 
und Edu Wald. Sie starb 1962, mental 
zerrüttet, suizidgefährdet, nach wie-
derholter Psychiatrisierung.  
Die Zeit in Ravensbrück war für ehe-
malige Gefangenen nur insofern eine 
hinreichende Voraussetzung für die 
Organisation gemeinsamer Erinne-
rungen ab 1945, als dies in Aktivität 
für KPD, SED, SEW und DKP einge-
bracht wurde, die ihrerseits als Fort-
setzung politischer Praxis in der 
Weimarer Republik galt: als Bestand-
teil der Bruchlosigkeit ihrer Biogra-
phien. Im Kalten Krieg bedeutete die-
se fortwährende Parteinahme auch 
Einordnung in die Unterstützung des 
staatssozialistischen Lagers, als loyale 
Bürgerinnen der DDR oder als Oppo-
sitionelle gegen die in der Bundesre-
publik herrschende Politik. 
Diese Herausbildung des Profils der 
Organisationen und ihrer Mitglieder 
analysiert Henning Fischer im histori-
schen Ablauf. 
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Die Jahre vor 1933 und 1945 werden 
in einem Kapitel (es ist nach der Ein-
leitung das zweite) mit dem Titel 
„Vor und in Ravensbrück. Politische 
Sozialisation und Widerstand gegen 
den Nationalsozialismus“ (37-120) 
beschrieben. Bei der Behandlung der 
Lagererfahrungen bedient sich der 
Verfasser der Erkenntnisse der Trau-
maforschung und benutzt auch psy-
choanalytische Begriffe (z.B. den der 
„Verdrängung“), die zumindest einem 
Teil der Aktivistinnen lebenslang 
fremd geblieben sein mögen, deren 
Verwendung aber durchaus legitim 
ist: als wissenschaftliche Fachtermi-
nologie. Geschlechtsspezifische For-
men der Demütigung durch SS-
Männer werden benannt.  
Mit diesen Erfahrungen sowie der Ent-
scheidung zur fortgesetzten kommu-
nistischen Parteinahme durchlebten 
diejenigen Frauen, die sich als Sonder-
gruppe von der Mehrheit der ehemali-
gen Gefangenen von Ravensbrück un-
terschieden, das, was der Verfasser im 
dritten Kapitel als „Verwandlungszo-
ne“ bezeichnet: „Vom Nachkrieg bis 
zur Gründung der beiden deutschen 
Staaten“ (121-219). In diesen Jahren 
erschienen Texte mit durchaus diver-
genten Erinnerungen. In ihnen wurde 
sichtbar, was vom Autor bereits im vo-
rangegangenen Kapitel betont worden 
war: das Lager bildete eine zugleich 
„positive und negative Gemeinschaft“ 
(36) – Solidarität und Ansätze von Wi-
derstand waren eher Ausnahmen in-
nerhalb der überwiegenden Situation 
der Wehrlosigkeit und des Kampfes al-
ler gegen alle um Überleben und die 
Zuteilung knappster Ressourcen. Hier-
her gehören Berichte der Christinnen 
Nanda Herbermann, Hildegard Schae-
der und Isa Vermehren, in denen der 

Umgang der Häftlinge miteinander als 
– so Herbermann – „Extrahölle in der 
Hölle“ beschrieben wurde, „voller 
Neid, Mißgunst, Lüge“ (195). Aus-
nahmen korrekten Verhaltens von 
Aufsichtspersonal werden genannt. 
Nuancierungen finden sich auch in den 
früh erschienenen Erinnerungen der 
Kommunistinnen Lina Haag (1947) 
und Rita Sprengel (1949). Gegen 
Haags Darstellung wandte sich die 
ehemalige Häftlingsärztin Doris Maa-
se, die zu große Subjektivität beklagte. 
In der Folgezeit bildeten sich zwei un-
terschiedliche Positionen – Fischer 
spricht von „Narrativen“ – heraus: ei-
nerseits entweder individuelle Darstel-
lung des Erlebten einschließlich von 
Tatsachen, „die aus persönlichen, mo-
ralischen oder politischen Gründen als 
‚nicht erzählbar‘ hätten gelten können“ 
(202), andererseits organisierte aus-
wählende und vereinheitlichende „in-
nere Kanonisierung“ (199), die in der 
Sowjetischen Besatzungszone und der 
DDR von einem „Ravensbrück-
Komitee“ betrieben wurde und sich 
auch in der DDR durchsetzte.  
Im Westen wurde 1947 die Überle-
bende Gertrud Müller in einem Inter-
nierungslager zusammen mit NS-
Funktionären eingesperrt und von ei-
ner Spruchkammer als angebliche 
„Hauptschuldige“ im Sinne des „Ge-
setzes Nr. 104 zur Befreiung von Na-
tionalsozialismus und Militarismus“ 
zu vier Jahren Arbeitslager verurteilt. 
1944/45 war sie Blockälteste im Au-
ßenlager Geislingen gewesen, und ihr 
wurden von ehemaligen Gefangenen 
Grausamkeiten gegen Mithäftlinge 
vorgeworfen. Sie unterlag im Beru-
fungsverfahren, erst 1950 wurde sie 
rehabilitiert. Gertrud Müller war Op-
fer der Gegensätze zwischen Gefan-
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genen und der Tatsache geworden, 
dass sie Blockälteste war. Solche 
Funktionshäftlinge konnten einerseits 
– wenn sie Politische waren – ihre 
Stellung zur Ermöglichung von Wi-
derstandshandlungen zu nutzen ver-
suchen, andererseits aber waren sie 
Teil des von der SS errichteten Lager-
apparats und hatten Ordnungs- und 
Disziplinierungsaufgaben. Die Klage-
schrift gegen Gertrud Müller wurde 
von einem Mann verfasst, der kurz 
danach wegen Fragebogenfälschung 
und NSDAP-Mitgliedschaft aus dem 
Spruchkammerdienst entlassen wor-
den war (167). Hier wurden erste 
Auswirkungen des Kalten Krieges 
und des Wirksamwerdens von Nazis 
im öffentlichen Leben sichtbar. Ger-
trud Müllers – letztlich erfolgreicher – 
Rechtsvertreter war der Bosch-
Betriebsrat Eugen Eberle. 
Nach der Gründung der beiden deut-
schen Nachkriegsstaaten waren die 
politisch aktiven kommunistischen 
Überlebenden von Ravensbrück im 
Osten als SED-Mitglieder Teil der 
Staatsklasse, im Westen bald margi-
nalisierte Oppositionelle. Dies ist 
Thema des vierten Kapitels mit der 
Überschrift „‘Renazifizierung‘ und 
‚Wirklichkeit‘ des Antifaschismus. 
Die 1950er Jahre in BRD und DDR“ 
(221-333).  
Dabei waren die individuellen Wege 
auch in der Deutschen Demokrati-
schen Republik unterschiedlich: Die 
Juristin und Ökonomin Rita Sprengel 
geriet mit ihren Untersuchungen und 
Forderungen zur Arbeitsmoral in 
Konflikt mit dem Politbüromitglied 
Fred Oelßner; 1951 wurde sie im 
Rahmen einer Mitgliederüberprüfung 
unter dem Verdacht, im Lager „einer 
‚trotzkistischen, parteifeindlichen 

Gruppe‘ angehört zu haben“ (gemeint 
war u.a. Margarete Buber-Neumann, 
S. 234), aus der SED ausgeschlossen. 
Damals dachte sie daran, sich das Le-
ben zu nehmen. 1957 wurde sie wie-
der aufgenommen. Sie arbeitete wis-
senschaftlich weiter und unterstützte 
später das NÖS. 
Charlotte – nicht Gertrud – Müller, 
Mitglied des Widerstandsnetzes in 
Ravensbrück, wurde in der DDR 
hauptamtliche Mitarbeiterin des Mi-
nisteriums für Staatssicherheit (MfS) 
und betreute in dieser Eigenschaft bis 
1965 den Westberliner Polizisten 
Karl-Heinz Kurras (240-247). Der 
Kontakt beschränkte sich nicht auf die 
Entgegennahme von Nachrichten, 
sondern erstreckte sich auch auf ideo-
logische Unterweisung und lebens-
praktische Ratschläge für den „jungen 
Genossen“ (243). 
Maria Wiedmaier, seit 1919 KPD-
Mitglied und wie Charlotte Müller be-
teiligt am Widerstandsnetz in Ra-
vensbrück, jetzt in der DDR lebend, 
sollte für das MfS Informationsquel-
len in der Bundesrepublik erschlie-
ßen. Ein von ihr angesprochenes Ehe-
paar lehnte die Anwerbung ab, „da 
beide in der ‚illegalen Leitung der 
KPD‘ tätig seien und deswegen ‚keine 
Verbindung‘ mit dem MfS aufneh-
men könnten.“ (250)  
Johanna Krause, Tochter einer jüdi-
schen Mutter, vor 1933 nicht in der 
KPD, mit einem Kommunisten ver-
heiratet, 1944 in Ravensbrück, trat 
nach der Befreiung der SED bei, sah 
sich in Dresden antisemitischen An-
feindungen aus der Bevölkerung aus-
gesetzt, vor denen sie sich wohl 
Schutz durch zeitweilige Zusammen-
arbeit mit dem MfS erhoffte.  
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Gleichsam oberhalb dieser Einzel-
schicksale und -haltungen wurde seit 
den fünfziger Jahren im Osten von ei-
nem „Komitee der Antifaschistischen 
Widerstandskämpfer“ (KAW) eine 
Gedenkkultur organisiert, die dem 
staatlich verbreiteten Selbstverständ-
nis einer sieghaften Entwicklung von 
Karl Liebknecht über Erst Thälmann, 
von ungebrochenem Widerstands-
kampf der KPD (auch in Gefängnis-
sen, Zuchthäusern und Konzentrati-
onslagern) bis zur Gründung und 
Selbstbehauptung der DDR folgte und 
auch in der Konzeption der Nationa-
len Mahn- und Gedenkstätten in Bu-
chenwald (1958 eingeweiht), Ravens-
brück (1959) und Sachsenhausen 
(1961) ihren Ausdruck finden sollte. 
Die „politisch loyalen Überlebenden 
Ravensbrücks“ (290) ordneten sich 
ein, doch gab es immer wieder Kon-
flikte, in denen sich „Eigensinn“ 
(294) aufgrund persönlicher Erfah-
rungen geltend machte und nach der 
Möglichkeit einer „Eigenbewegung“ 
(323) gesucht wurde.  
Im Westen nahmen die einstigen Ge-
fangenen aus Ravensbrück ihre politi-
sche Arbeit in der KPD wieder auf 
(jetzt meist auf kommunaler Ebene), 
wurden zusammen mit ihr bald an den 
Rand gedrängt und auch persönlich 
verfolgt und benachteiligt – besonders 
krass im Fall von Gertrud Müller, 
aber auch (wie z.B. Doris Maase und 
die Westberlinerin Erika Gennys) 
durch Diskriminierung in Entschädi-
gungsverfahren. 
Das fünfte Kapitel hat den Titel 
„Kommunistinnen. Existenz und Deu-
tung. Die 1960er und 1970er Jahre“ 
(335-405), wobei die Formulierung 
„Existenz und Deutung“ etwas rätsel-
haft ist. 

In der SBZ/DDR hatten die ehemali-
gen Gefangenen während der vierzi-
ger und fünfziger Jahre „trotz teilwei-
se prekärer Bedingungen ein bemer-
kenswertes Maß an organisatorischer 
Kohärenz und diskursiver Identität“ 
(337) unter verschiedenen Bezeich-
nungen bewahrt und waren insofern 
eine „Gruppe mit partikularer Identi-
tät“ (ebd.), in der die Erinnerungsver-
sionen einzelner Mitglieder nicht im-
mer mit den offiziellen Darstellungen 
übereinstimmen.  
Erika Buchmann (geb. 1902), seit 
1919 in der KPD, 1939-1940 und 
1941-1945 in Ravensbrück, dort be-
teiligt am Widerstandsnetz, Blockäl-
teste, nach der Befreiung Mitglied der 
verfassunggebenden Versammlung 
von Baden-Württemberg, siedelte 
1956 in die DDR über, trug Materia-
lien über die Geschichte des Frauen-
konzentrationslagers zusammen, leis-
tete Vorarbeit zur Errichtung der Ge-
denkstätte und verfasste das Buch 
„Die Frauen von Ravensbrück“ 
(1959). Aus der Zusammenarbeit mit 
ihr entstand das Theaterstück „Ra-
vensbrücker Ballade“ der Schriftstel-
lerin Hedda Zinner. In gewisser Wei-
se eine Antipodin war Emmy Handke 
(geb. 1902), seit 1922 im KJVD und 
1925 in der KPD organisiert, 1934 
verhaftet, nach sechs Jahren Gefäng-
nis 1941 in Ravensbrück, 1942 in 
Auschwitz, SED-Mitglied, Volks-
kammerabgeordnete und führend u.a. 
in der LAG. Ihre Kritik – und die ei-
ner Gruppe innerhalb der „Lagerar-
beitsgemeinschaft Ravensbrück“ – 
galt einer angeblichen Überbewertung 
der so genannten „Asozialen“, der 
Erwähnung von Sex-Zwangsarbeit 
und wandte sich gegen eine differen-
zierte Beurteilung eines SS-Arztes in 
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Auschwitz und Ravensbrück: Dr. 
Franz Lucas (367). Tatsächlich wurde 
Zinners Stück selten gespielt, seine 
Verfilmung wurde abgebrochen 
(364). Im vom KAW 1971 herausge-
gebenen Buch „Frauen-KZ Ravens-
brück“ war Buchmanns Version ge-
tilgt (370). 
Mit der Ost-West-Entspannung und 
der Gründung der LRG 1966 konnten 
die Ravensbrück-Überlebenden auch 
in der Bundesrepublik mehr Gehör 
finden, wobei Doris Maase führend 
tätig war. Sie wurden von Außenste-
henden nunmehr nicht in erster Linie 
als Kommunistinnen, sondern als an-
tifaschistische Zeitzeuginnen wahrge-
nommen und befragt (400). 
Im sechsten Kapitel („‚Skandal‘ und 
‚Routine‘. Politik und Gedenken der 
Lagergemeinschaften in den 1980er 
Jahren“, 413-491) zeigen sich die – 
nun immer weniger werdenden – 
Überlebenden weiterhin als Akteurin-
nen, die ihre Erfahrungen für Gegen-
wartsaufgaben zur Geltung bringen. 
Dies geschah in der Bundesrepublik 
vor allem im Rahmen der Friedensbe-
wegung und in lokaler Geschichtsar-
beit u.a. dort, wo sich einst Außenlager 
befunden hatten. Gertrud Müller nahm 
an den Blockaden in Mutlangen teil, 
wurde deshalb vor Gericht gestellt, trat 
dort in gestreifter Häftlingskleidung 
auf und wurde freigesprochen. Ihr Ver-
teidiger Jörg Lang hatte auch Gefan-
gene aus der ersten Generation der Ro-
ten Armee Fraktion vertreten.  
In der DDR ordnete das KAW die Ge-
schichtsarbeit ebenfalls in die aktuelle 
Arbeit gegen neue Kriegsgefahr ein. 
Zugleich vermittelten Überlebende in 
Bildungseinrichtungen, Betrieben und 
Einheiten der Nationalen Volksarmee 

ihre Erfahrungen. Rita Sprengel be-
diente sich zwar im Berichtswesen in-
nerhalb der LAG der Sprache der ka-
nonisierenden Geschichtspolitik, nicht 
aber bei der lokalen Gedenkarbeit in 
ihrem Wohnort Dresden (480). 
Für offizielle Darstellungen ist auch 
Hilfe beim Ministerium für Staatssi-
cherheit erbeten worden, das über Un-
terlagen zum Widerstand in Ravens-
brück verfügte. Dabei wirkten weiter-
hin alte fraktionelle Grenzziehungen 
fort: Dokumente über einige Überle-
bende wurden mit dem Vermerk zu-
rückgehalten: „‘Material an HVA nicht 
übersandt, da KPO‘“. (462) Gemeint 
war Mitgliedschaft in der Kommunis-
tischen Partei Deutschlands – Opposi-
tion vor 1933. Ebenso wurde mit ehe-
maligen „Versöhnlern“ verfahren 
(ebd.). 
Der „Epilog. Das Jahr 1989 und Fort-
folgende“ (493-496) berichtet u.a. 
über die Gründung einer nunmehr ge-
samtdeutschen „Lagergemeinschaft 
Ravensbrück/Freundeskreis e.V.“ 
(LGR/F), in der nun auch Mitglieder 
der jüngeren Generation, die nicht in-
haftiert waren, aufgenommen wurden. 
Die „Zusammenfassung“ (497-504) 
geht noch einmal auf die Besonder-
heit der „Funktionshäftlingserfah-
rung“ ein, in der „das Stärkenarrativ, 
die Heldensituation der Sabotage ei-
nerseits und die ‚Kontamination‘ mit 
den Verbrechen des Lagers anderer-
seits eng miteinander verbunden“ ge-
wesen seien (499). In den späten Jah-
ren wird bei der LGR im Westen 
„Rückstellung der kommunistischen 
Identität für die politischen Topoi 
Frieden und Antifaschismus“ sowie 
„ein stärkeres Agieren als Chronistin-
nen und Zeitzeuginnen“ konstatiert 
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(503). Die Lagergemeinschaft in der 
DDR befand sich nach Ansicht des 
Verfassers „auch in den 1980er Jah-
ren in einer Position der privilegierten 
Marginalisierung, in der sie ihre Posi-
tion innerhalb des Geschichtspanora-
mas verteidigte“ (503/504). 
Eine Sammlung von Kurzbiografien 
schließt den Band ab. 
Die Untersuchung von Henning Fi-
scher belegt die Stärken einer ermuti-
genden neuen Historikergeneration, 
die die Apologien und Denunziatio-
nen des Kalten Kriegs und der beiden 
ersten Jahrzehnte nach 1989 hinter 
sich gelassen hat. 
Eine Bemerkung über den „Adenau-
er-Erlass zur Reintegration ehemali-
ger NSDAP-Mitglieder in den Öffent-
lichen Dienst im September 1950“ 
(212) vermengt zwei Tatbestände: 
erstens die vom Kanzler zusammen 
mit dem Bundesinnenminister Gustav 
Heinemann verfügte und vom Bun-
deskabinett beschlossene Fernhaltung 
von so genannten Verfassungsfein-
den aus dem Öffentlichen Dienst 
1950 und zweitens – von Henning 
Fischer gleich anschließend ebenfalls 
erwähnt – „das 131er-Gesetz im Mai 
1951“. Gertrud Müller kandidierte 
1979 wohl nicht zur „Europäischen 
Gemeinschaft“ (438, Fn. 145), son-
dern zum Europäischen Parlament 
(ganz genau: 501: „Parlament der 
Europäischen Gemeinschaft“). Über 
zum Glück nur stellenweise auftre-
tende sprachliche Eigenarten von 
Diskursmoden lässt sich hinwegse-
hen, etwa über den Befund anlässlich 
von Diskriminierungen in Wieder-
gutmachungsverfahren, „dass der 
Körper der überlebenden Frauen zum 
Schauplatz staatlicher Delegitimation 

und damit einer erneuten Entsubjek-
tivierung wurde“ (501). 

Georg Fülberth 
 
Literatur und Kulturpolitik 
in der DDR 
Dieter Schiller, Miszellen und Auf-
sätze zur Literatur. Namen und Bü-
cher, Edition Schwarzdruck, Gran-
see 2018, 404 S., 29,00 Euro 
Was Schiller vorgelegt hat, sind Tex-
te verschiedener Art. Einige erschei-
nen so, wie sie vor Jahren ohne Kür-
zungen gedruckt wurden. Andere 
wurden später für Vorträge überar-
beitet. Einige wurden seinerzeit nicht 
gedruckt oder stark gekürzt, weil sie 
quer zur aktuellen kulturpolitischen 
Linie standen. Herausgekommen ist 
ein Buch, das einen lebendigen Ein-
druck vom geistig-kulturellen Leben 
in der DDR und in der Zeit nach der 
Wende vermittelt – den Möglichkei-
ten und den Grenzen. 
Schiller hat in seinen Band die Eröff-
nungsrede und das Schlusswort auf ei-
ner Konferenz zum 125. Geburtstag 
von Gerhart Hauptmann aufgenom-
men. Die Jahre bis zum Ersten Welt-
krieg wertet Schiller als Schaffensperi-
ode, die Hauptmanns Weltruhm be-
gründet haben. Dabei sei klar, dass 
Hauptmann kein Sozialist war. In ei-
nem Entwurf aus dem Jahre 1922 be-
tonte Hauptmann, sich nie gegen die 
Autorität des kaiserlichen Deutsch-
lands erhoben zu haben. Der Text be-
ginnt mit den Worten: „Ich bin keine 
Kampfnatur“. Ferner versichert der 
Autor, die „Weber“ seien nur ein 
schlichtes Bekenntnis zum Christusge-
bot „Liebe deinen Nächsten“ und 
durchaus „im Sinne eines christlichen 
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Staates“ geschrieben worden, auch 
wenn Kaiser und Kirche das Stück 
verdammten. Diese Standpunkterklä-
rung gelte, meint Schiller, auch für die 
Jahre der Weimarer Republik und wäh-
rend der Herrschaft des Hitlerfaschis-
mus. Das Bild Hauptmanns sei zwie-
spältig. Debatten und klärende Kontro-
versen seien hier unumgänglich.  
Als Hauptmann für Hindenburg ein-
trat, meinte er im Grunde noch immer 
die Republik von Ebert und Rathenau. 
Als er jedoch den Nachruf für Hin-
denburg schrieb, war daraus schon ei-
ne faustdicke Lüge geworden, weil 
der Text schon ein – kaum anders 
deutbares – Bekenntnis zu Hitler ge-
worden war. Hauptmann habe dann 
mehrfach deutlich seine Sympathie 
für Hitler ausgesprochen.  
Schiller ist dagegen, Hauptmann 
nachträglich zum Antifaschisten oder 
Widerständler zu machen. Nicht ein-
mal von „innerer Emigration“ könne 
gesprochen werden. Aber dies ist ein 
offenes Problem, über das zu streiten 
sei. Schließlich habe es Johannes R. 
Becher unternommen, mit seinen 
sowjetischen Freunden nach Agne-
tendorf zu fahren, um Hauptmann für 
den Kulturbund zu gewinnen. Haupt-
manns positive Erklärung dazu sei 
nicht von ungefähr gekommen.  
Aufschlussreich ist auch ein unveröf-
fentlicht gebliebener Text über Alfred 
Kantorowicz, der auf Studien in Mos-
kauer Archiven fußt. „Kanto“, wie er 
von Freunden genannt wurde, sei im 
Osten als potentieller Dissident stets 
unter Verdacht geraten, und im Wes-
ten als zu spät gekommener Flücht-
ling wenig willkommen gewesen. In 
beiden Teilen Deutschlands sei er zu 
einer missliebigen Randfigur gewor-

den. Als freier Journalist, der für die 
„Vossische Zeitung“ und die „Litera-
rische Welt“ schrieb, reagierte er in 
der zweiten Hälfte der 1920er Jahre 
widersprüchlich auf die nationalisti-
sche Welle der Kriegsliteratur. Als 
Kriegsteilnehmer war er anfällig für 
die Kameradschaftsideologie, lehnte 
aber den Krieg und die Dolchstoßle-
gende ab. In seinem Essay „Zwischen 
den Klassen“ (1930) untersuchte er 
die „Krise des Bürgertums“. Er trat 
für die Nation als „Kulturbegriff“ ein 
und grenzte sich gegen Nationalismus 
und Internationalismus gleichermaßen 
ab. Er sah sich „zwischen einem 
selbstsüchtigen Kapitalismus und ei-
nem zerstörerischen Marxismus“ ste-
hen. Nach Behandlung des französi-
schen Exils von Kantorowicz, seiner 
Teilnahme am spanischen Bürger-
krieg und seinem Wirken in Amerika 
geht Schiller ausführlich auf die Ost-
West-Problematik ein. Im Februar 
1947 beantragte Kantorowicz die Li-
zenz für eine „unabhängige Monats-
schrift“ mit dem Titel „Ost und West“ 
bei den amerikanischen und den sow-
jetischen Besatzungsbehörden. Nur 
die sowjetische Administration ge-
währte die Lizenz. Der Versuch. 
durch eine Doppellizenz Unabhän-
gigkeit zu demonstrieren, misslang, 
weil die US-amerikanische Presse ihn 
als Sowjetagenten attackierte. Das 
angestrebte „geistige Brückenschla-
gen“ zwischen Ost und West und die 
Hoffnung auf einen eigenständigen 
deutschen Sozialismus scheiterten. 
Die Zeitschrift kam unter starken fi-
nanziellen und politischen Druck. 
1949 stellte sie ihr Erscheinen ein.  
Über Stefan Hermlin äußerte sich 
Schiller aus Anlass des 80. Geburtsta-
ges im „Neuen Deutschland“. Herm-
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lins „Abendlicht“ sei ein Schlüsseltext 
der Literatur der DDR geworden. Der 
Lebensrückblick kulminierte in Ent-
setzen und in der Erleichterung des 
Schreibers, dass er im jahrzehntelang 
falsch gelesenen Kommunistischen 
Manifest den Satz entdeckte, der eben 
das sagt, was er lange erwartet und 
gehofft hatte: dass die freie Entwick-
lung eines jeden die Bedingung für 
die freie Entwicklung aller sei.  
Selbstkritik der revolutionären Bewe-
gung sei nicht gegen die Gesellschaft, 
sagte Hermlin in einem Interview 
1975, sondern auf ihre Entwicklung 
gerichtet. Hermlin bemühte sich, 
vermittels Literatur Öffentlichkeit 
herzustellen. 1962 erreichte er dies 
Ziel mit einer Akademie-
Veranstaltung zur jungen Lyrik für 
kurze Zeit. Die „Lyrik-Welle“ artiku-
lierte für zwei Jahre das Lebensgefühl 
der jungen Generation der DDR. 
Hermlin kostete sie am Ende seine 
Stellung als Sekretär der Literatursek-
tion. In einem „Papier für Erich Ho-
necker“ hatte er 1972 die „jedes Maß 
übersteigende Zensur“ kritisiert, die 
„nahezu jeden begabten Autor“ be-
hindere. Gegenüber den kulturpoliti-
schen Zuchtmeistern zog er in seiner 
Rede auf dem Schriftstellerkongress 
1978 einen Trennungsstrich. Ein 
spätbürgerlicher Schriftsteller sei er, 
während er „Kommunist war und 
blieb“. Hermlin verweigerte der offi-
ziellen Literaturideologie den Re-
spekt. Er tat den Streit um sozialisti-
schen Realismus und bürgerliche De-
kadenz als falsch gestellte Frage ab. 
Ein kritisches Wort zu Hermlins No-
velle „Die Kommandeuse“, die der 
seinerzeitigen Parteidogmatik nach 
dem 17. Juni im Jahre 1953 folgte, 
hätte man sich hier gewünscht.  

Aus Platzgründen kann auf weitere 
Analysen – so u.a. zu Bert Brecht, 
Anna Seghers, Erich Mühsam, Georg 
Lukács, Klaus Mann und Arthur Ko-
estler – nicht eingegangen werden. 
Schiller unterbreitet mit diesem Buch 
für jeden literaturgeschichtlich Inte-
ressierten ein weit gefächertes und 
sehr anregendes Angebot. 

Siegfried Prokop 
 
Die Ohnmacht postmoderner 
Erkenntnistheorie im Ange-
sicht des Klimawandels 
Andreas Malm, The Progress of This 
Storm: Nature and Society in a 
Warming World, Verso, London/New 
York 2018, 256 S., £ 13.59 (deutsche 
Übersetzung geplant) 
Der schwedische Humanökologe And-
reas Malm stellt in seiner zweiten grö-
ßeren ökosozialistischen Arbeit – nach 
der Genealogie des „fossilen Kapitals“ 
in „Fossil Capital: The Rise of Steam 
Power and the Roots of Global War-
ming“ (2016)1 – die Gretchenfrage so-
zial-ökologischer Epistemologie: Wie 
haltet ihr’s mit der Natur, der Gesell-
schaft und ihrem Verhältnis zueinander 
in Zeiten des Klimawandels? Er richtet 
diese Frage an die renommierten Ver-
treter des Konstruktivismus, des 
Hybridismus und des Neuen Materia-
lismus, d.h. an die Repräsentanten 
dreier mit einander eng verwandter 
postmoderner Denktraditionen, die 
sich in linken und linksliberalen Aka-
demikerkreisen diesseits und jenseits 
des Atlantiks großer Beliebtheit er-
freuen. Der Klimawandel als erkennt-

                                                        
1  Vgl. die Besprechung in Z 115 (September 

2018), S. 227-230. 
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nistheoretischer „Lackmustest“ (16) 
für postmoderne Philosophie – man 
könnte kaum ein passenderes Modell 
für zeitgemäße Ideologiekritik wählen. 
Innerhalb der drei genannten Ansätze 
spielt die Begriffstrias aus Natur, Ge-
sellschaft und gesellschaftlichem Na-
turverhältnis eine Hauptrolle im phi-
losophischen Begriffsensemble. In 
konstruktivistischen Theorien werden 
Natur und natürliche Prozesse je nach 
Spielart für Produkte menschlichen 
Handelns, Denkens oder Sprechens 
gehalten. Die Natur verschwinde da-
durch, so die zutreffende Kritik, als 
eine von der Gesellschaft autonome 
und eigenständige Entität aus der 
Theorie. Unter dieser Voraussetzung 
ist es allerdings nahezu unmöglich, 
wie Malm darlegt, die natürlichen 
Prozesse zu verstehen, die die Er-
wärmung der Erdatmosphäre auslösen 
und bewirken. In hybrid-theoretischen 
Ansätzen, man denke z.B. an Donna 
Haraways Cyborgs oder Jason W. 
Moores oikeios, würden Natur und 
Gesellschaft laut Malm derart ver-
mengt, dass sie nicht mehr von einan-
der zu unterscheiden sind. Damit 
werde aber nicht nur die Differenzie-
rung zwischen beiden verworfen, die 
Adorno zufolge von der Unterschei-
dung in der Wirklichkeit herrühre 
(Adorno GS 6: 176f.) und die Voraus-
setzung für Erkenntnis sei (vgl. von 
Winterfeld 2006: 365). Vor allem ge-
he die erkenntnistheoretische Grund-
lage für die Erforschung der wechsel-
seitigen Relation von Natur und Ge-
sellschaft als zwei relativ autonomer 
Entitäten verloren, bemängelt Malm. 
Weder die für den Klimawandel ur-
sächlichen Prozesse und Relationen in 
der Gesellschaft könnten so identifi-
ziert werden noch die entscheidenden 

natürlichen. Aus demselben Grund 
verteidigt der Autor auch energisch 
die marxsche Erkenntnis eines Bruchs 
im Stoffwechsel zwischen Gesell-
schaft und Natur, die der US-
amerikanische Soziologe John Bella-
my Foster in den letzten rund zwei 
Jahrzehnten popularisiert hat, insbe-
sondere gegen die Vorwürfe aus Ja-
son W. Moores Lager der Weltökolo-
gie („world-ecology“) (177-196), die 
Vorstellung des Bruchs basiere auf 
einem kartesischen Dualismus. Mit 
dem Neuen Materialismus wird 
schließlich noch ein anderer Akzent 
gesetzt. Seine Anhänger verwerfen 
zwar auch die Vorstellung einer un-
abhängigen Natur, ihre Kernthese ist 
aber eine andere. Sie sind der Auffas-
sung, dass alle Dinge ebenso wie 
Menschen über Handlungsfähigkeit/-
macht („agency“) verfügen und be-
wusst Absichten und Ziele verfolgen. 
Malm sieht darin zu Recht eine unzu-
lässige Aufweichung der Differenz 
zwischen Menschen und der unbeleb-
ten Natur. Wenn man die Idee der 
Neuen Materialisten übertrüge, wären 
Erdöl und Kohle ebenso verantwort-
lich für den Klimawandel wie die 
Menschen. Entsprechend ist der Neue 
Materialismus für Malm nicht nur ei-
ne Form des „Fetischismus“ (147). 
Vielmehr impliziere sie, dass die fos-
silistische Kapitalfraktion aus ihrer 
Verantwortung für diese Facette des 
Ökozids und die Menschen aus der 
Pflicht „zur militantesten und uner-
schütterlichsten Opposition gegen das 
System“ (226) entlassen würden. 
Dass Malm postmodernen Vordenkern 
wie Bruno Latour, Mitbegründer der 
Akteur-Netzwerk-Theorie, und Noel 
Castree, radikaler Geograph, gerade 
jetzt den Fehdehandschuh hinwirft, ist 
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kein Zufall. Für ihn signalisiert die zu-
nehmende Erderwärmung das Ende al-
ler Phantasien über die Postmoderne 
als eigenständiger Phase kapitalisti-
scher Entwicklung („postmodern con-
dition“, 13). Die neoidealistische und -
kulturalistische Himmelsstürmerei der 
letzten drei Dekaden hält der schwedi-
sche Wissenschaftler für den theoreti-
schen Ausdruck der „praktischen Ver-
suche des Kapitals“, die Natur vollum-
fänglich „dem Wertgesetz zu unter-
werfen“ (217). Die Rückkehr der Na-
tur und das wechselseitige Zusammen-
spiel von Natur- und Gesellschaftsge-
schichte, wie sie in der fortschreiten-
den Veränderung des globalen Klimas 
zum Ausdruck kommen, brächten die 
virtuell-symbolische Blase der Post-
moderne, die über Natur und Gesell-
schaft zu schweben schien, endgültig 
zum Platzen. 
Als epistemologisches Alternativpa-
radigma schlägt Malm einen „sozia-
listischen Klimarealismus“ (140) vor, 
dessen Ausgangspunkt er in Anleh-
nung an Roy Bhaskars realistische 
Wissenschaftstheorie in der Unter-
scheidung von Wissensobjekt und den 
Formen, dieses zu erkennen, sieht. Es 
geht darum, an der „Priorität der äu-
ßeren Natur“ (MEW 3: 44) gegenüber 
der menschlichen Erkenntnis festzu-
halten. Übersetzt heißt das: Der Kli-
mawandel ist eine Frage der gesell-
schaftlichen und natürlichen Praxis 
und geschieht auch, selbst wenn wir 
uns einbildeten, die Natur, natürliche 
Prozesse oder Naturgesetze existier-
ten überhaupt nicht oder sie seien ge-
sellschaftliche Konstruktionen. Des 
Weiteren zeichne sich die Gesell-
schaft durch bestimmte Strukturen 
aus, die vom Menschen geschaffen 
worden und vergegenständlichte sozi-

ale Relationen sind. Diese sozialen 
Verhältnisse schlössen zugleich im-
mer auch ein Verhältnis zur Natur ein. 
Mit anderen Worten: Indem die Men-
schen bestimmte historisch besondere 
Beziehungen zueinander eingehen, 
unterhalten sie auch ein spezifisches 
Verhältnis zur Natur, einen Stoff-
wechsel mit ihr. Nichts anderes besagt 
Marx’ und Engels’ historisch-
materialistischer Kernbegriff der ge-
sellschaftlichen Arbeit. Es gibt also in 
Malms Gegenentwurf eine von der 
Gesellschaft unabhängige Natur, eine 
von Menschen gemachte Gesellschaft 
und eine dialektische Beziehung zwi-
schen beiden, die über geschichtlich 
besondere Formen der gesellschaftli-
chen Arbeit vermittelt wird. Der Kli-
mawandel ist das Produkt des Zu-
sammenspiels aller drei unter kapita-
listischen Bedingungen und, so 
Malm, eine Ursache für den mögli-
chen Rückfall in die Barbarei, in den 
der „Fortschritt“ der kapitalistischen 
Gesellschaft derzeit kulminiere. 
Der einzige Weg, einer neuerlichen 
Menschheitskatastrophe zuvorzu-
kommen, sei ein öko-operaistisches 
Projekt gegen die Ausbeutung von 
Arbeit und Natur durch das Kapital. 
Ein solches müsse nicht nur eine ef-
fektive Klimapolitik durchsetzen, 
sondern mindestens die „vollständige 
Expropriation der oberen ein bis zehn 
Prozent“ (190). Die „Befreiung der 
Natur“ sei schließlich wie ihre Selbst-
befreiung eine „Forderung der globa-
len Arbeiterklasse“ (208). 

Christian Stache 
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Politische Ökonomie des  
Gesundheitswesens 
Hartmut Reiners, Privat oder Kasse? 
Politische Ökonomie des Gesund-
heitswesens; VSA: Verlag, Hamburg 
2017, 141 S., 11,80 Euro 
Mit aktuell ca. 5,5 Millionen Be-
schäftigten und einem Anteil von ca. 
11 Prozent am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) ist das – weiter wachsende – 
Gesundheitssystem bereits jetzt halb 
so groß wie die gesamte Industrie 
einschließlich Bau sowie Energie- 
und Wasserversorgung mit 10,5 Mio. 
Beschäftigten bzw. 30 Prozent BIP-
Anteil. Zudem ist, wer ärztlich oder 
pflegerischer Leistungen bedarf, auf 
die Leistungsfähigkeit der Institutio-
nen angewiesen, wie in sonst kaum 
einer anderen Lebenssituation. 
Dies sind gute Gründe für die Beschäf-
tigung mit dem Gesundheitssystem. 
Reiners‘ – fraglos eingelöster – An-
spruch ist, hierfür einen problemorien-
tierten Überblick zu verschaffen über 
einen Bereich, der „einer derart detail-
lierten politischen Steuerung“ unter-
liegt wie sonst nur die Landwirtschaft 
(8). 
Der Wissensvorsprung der Anbiete-
rInnen führt zum „Marktversagen als 
Prinzip“ (Kap. 1): Die Ausweitung 
von Prozeduren (Untersuchungen und 
Behandlungen) im Einkommens- und 
Gewinninteresse ist empirisch über-
wältigend belegt (14 f.) und macht 
politische Eingriffe auf der Leistungs-
seite ebenso notwendig wie auf der 
Finanzierungsseite, etwa in Form der 
Krankenversicherungspflicht. 
Das wachsende und öffentlich finan-
zierte Gesundheitssystem erweckt den 
Unwillen der Kapitalseite, die bei den 

Lohn(neben)kosten gern auf die Brem-
se tritt. Hierzu wird seit Jahren das 
Bild einer angebliche „‘Kostenexplo-
sion‘“ bemüht (Kap. 2). Dessen 
Wirkmächtigkeit liegt gewiss auch an 
einer scheinbaren Plausibilität: Die zu-
nehmende Alterung sowie der medizi-
nisch-technische Fortschritt, heißt es, 
müsse zu einer Kostenzunahme führen, 
weil mit der Alterung auch der Bedarf 
an (besseren und daher teureren) Be-
handlungen steige. Jedoch folgt der 
dominierende Trend der „Kompressi-
onsthese“: Die Phase von Krankheit 
und Pflegebedürftigkeit verlängert sich 
nicht einfach mit der Zunahme der Le-
benserwartung, sondern verschiebt sich 
in spätere Altersphasen (36f.). Aller-
dings geschieht dies nicht als Selbst-
läufer, sondern dann, wenn es „gelingt, 
sozial bedingte Disparitäten im Ge-
sundheitszustand zu nivellieren“ (38). 
Handlungsbedarf besteht auch bei 
dem Unikat der „dualen Krankenver-
sicherung“ (Kap.3), also dem Voll-
versicherungsschutz bei privaten Ver-
sicherern (PKV) neben einem gesetz-
lichen System. Die Schwierigkeiten 
der PKV werden sich weiter verschär-
fen; die PKV braucht „eine Relation 
von Sparern zu Entsparern von 1,2 zu 
1, um schwarze Zahlen schreiben zu 
können“, diese wird in den nächsten 
Jahren jedoch „auf 1 zu 1 und noch 
darunter sinken“ (57). Zudem reichen 
die niedrigen Erträge der an den Fi-
nanzmärkten angelegten Altersrück-
stellungen nicht mehr aus, um die 
Ausgaben für die über 60-Jährigen zu 
decken (ebd.). Reiners‘ Darlegungen 
dazu werden übrigens in nicht öffent-
lichen Gesprächen selbst von Vertre-
terInnen der PKV geteilt. 
Die wichtigste Institution im deutsche 
Gesundheitssystem, jedoch nur weni-
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gen Nicht-Fachleuten (näher) be-
kannt, ist der „kleiner Gesetzgeber“ 
genannte Gemeinsame Bundesaus-
schuss (G-BA; 71). Seine Aufgabe 
besteht vor allem darin, festzulegen, 
welche Prozeduren und Arzneimittel 
von der GKV zu finanzieren sind. 
Kriterium hierfür ist die evidenzba-
sierte Medizin: belegen die weltweit 
zugänglichen Forschungsergebnisse 
einen positiven Gesamtnutzen (über-
wiegen also die ange-strebten positi-
ven die schädlichen Nebenwirkun-
gen), wird das Verfahren oder Mittel 
in den Katalog der Versorgungsleis-
tungen der GKV aufgenommen. 
Um Fragen der Versorgung geht es 
im 5. Kapitel. Zur Sprache kommen 
hier auch die Krankenhäuser; in die-
sen werden die PatientInnen „von 
33% weniger Pflegepersonal betreut 
[als in anderen europäischen Ländern 
- d. Rezensent], was eine der Ursa-
chen für die um 20% geringeren 
Fallkosten ist“ (86). Das allerdings 
ist eine Verdrehung: Der Abbau des 
Pflegepersonals war Folge einer Fi-
nanzierungsentscheidung, nämlich der 
Fallpauschalen bzw. sogenannter Di-
agnosis Related Groups (DRGs). 
Diese werden in Kapitel 6 behandelt. 
Die DRGs seien nicht das Problem, 
ihre Einführung „war im Prinzip rich-
tig“, gleichwohl bestehe Reformbe-
darf, „vor allem bei der Berücksichti-
gung der Pflegezeiten und des Einsat-
zes von Pflegepersonal“ (106). 
Was Reiners anscheinend nicht se-
hen will: Die Vergütung auf Basis 
ermittelter Durchschnittskosten setzt 
die Krankenhäuser in einen Kosten-
wettbewerb und zwingt Häuser mit 
überdurchschnittlichen Kosten zu de-
ren Senkung. Das senkt wiederum 

den Durchschnitt und bewirkt die 
von Michael Simon als „Kellertrep-
peneffekt“ bezeichnete Dynamik in 
Form der Verminderung der Perso-
nalkosten – die ohnehin den Löwen-
anteil im Krankenhaus ausmachen. 
Aus Reiners‘ Perspektive erscheint 
die Forderung der LINKEN und Ge-
werkschaften nach Finanzierung auf 
Basis der Selbstkosten „eher nostal-
gisch als sachgerecht“ (ebd.) Wie 
dramatisch und unhaltbar die Situation 
allerdings bereits geworden ist, zeigt 
die teils ohne und teils sogar gegen 
Verdi in Gang gesetzte politische Be-
wegung von KrankenpflegerInnen ge-
gen die Zustände im Krankenhaus bis 
hin zu Streiks – nicht für mehr Geld, 
sondern für mehr Personal! Auch das 
findet bei Reiners keinerlei Erwäh-
nung. Für den Anspruch einer „politi-
schen Ökonomie“ ist das zu wenig. 
Um einige Probleme und Aufgaben 
der Arzneimittelversorgung geht es in 
Kapitel 7 („Der Kampf mit der Phar-
maindustrie“). Der Pflegeversiche-
rung als relativ neuer Säule der Sozi-
alversicherung gilt das 8. Kapitel 
(„Die Pflegeversicherung: Neue Auf-
gaben der Gesundheits- und Sozialpo-
litik“). Auch hier kommen die mitt-
lerweile sattsam bekannten Probleme 
unzureichender personeller Ausstat-
tung nur ansatzweise zur Sprache. 
Das abschließende 9. Kapitel unter-
nimmt drei Ausblicke auf „Reform-
baustellen einer solidarischen Ge-
sundheitspolitik“. Für LeserInnen 
mit gewissen Vorkenntnissen sicher 
das spannendste Kapital. 
Eine der wichtigen Linien der herr-
schenden Gesundheitspolitik in den 
letzten Jahren war die Einführung oder 
Verstärkung von Wettbewerbselemen-
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ten zwecks Steigerung der Versor-
gungsqualität und von Effizienz und 
Transparenz. Etwas bedauerlich ist, 
dass sich Reiners hierzu praktisch nicht 
äußert – im Unterschied zu seiner kla-
ren Einschätzung der Folgen einer 
(reinen) Marktsteuerung. 
Dennoch: Insgesamt ist dem Rezen-
senten kein vergleichbar kompakt 
und gut verständliches Buch zur Ein-
führung in das deutsche Gesund-
heitswesen bekannt. 

Olaf Gerlach 
 

Politik der Grenze als 
Kampffeld 
Andrea Komlosy, Grenzen. Räumli-
che und soziale Trennlinien im Zeit-
verlauf, Promedia Verlag, Wien 
2018, 247 S., EUR 19,90 
Die Gestaltung von Grenzregimen auf 
unterschiedlichen Gebieten ist in vie-
len Ländern zu einer zentralen politi-
schen Frage geworden: Themen wie 
Flucht und Migration, Außenhandel, 
Kapitalverkehr, aber auch der Um-
gang mit kulturellen und sozialen 
Grenzen prägen weltweit die politi-
schen Diskurse. Die Wiener Wirt-
schafts- und Sozialhistorikerin And-
rea Komlosy liefert mit ihrem neuen 
Buch keine Rezepte oder gar politi-
sche Forderungen, wie man sich in 
diesen Auseinandersetzungen positio-
nieren sollte. Indem sie aber die Frage 
von Grenzen und Grenzregimen in ih-
ren jeweiligen historischen Zusam-
menhang stellt liefert sie jene unab-
dingbaren Informationen, die es erst 
ermöglichen, die aktuellen Probleme 
als Gegenstand von Interessengegen-
sätzen und sozialen Konflikten zu be-
greifen.  

Einleitend weist sie auf den Wider-
spruch im dominierenden Globalisie-
rungsdiskurs hin, der einerseits die 
Existenz von Grenzen zu negieren 
scheint, während diese andererseits in 
der Politik eine immer größere Rolle 
spielen: „Es ist geradezu paradox, wie 
in Zeiten, in denen schwerwiegende 
Fortifikationen von Grenzen vorge-
nommen werden – … – der Mythos 
der Grenzenlosigkeit die herrschen-
den und die widerständigen Interessen 
gleichermaßen im Banne hält.“ (10) 
Die Autorin verwendet nach eigener 
Aussage einen weiten Grenzbegriff, 
was konkret heißt, dass sie die „Wir-
kungsweise politischer, kultureller, 
sozialer und wirtschaftlicher Grenzen 
im Raum“ behandelt. Oberbegriff 
bleibt also die Territorialität, die al-
lerdings weiter gefasst wird als nur in 
Bezug auf „flächenhafte Staatlich-
keit“ (13). Ihr Ansatz ist durchweg 
historisch, wodurch sie die Relativität 
von Grenzen, ihre Abhängigkeit von 
jeweiligen Interessenkonstellationen 
deutlich macht. Grenzen sind keine 
quasi natürlichen Einrichtungen, son-
dern immer sozial gesetzt.  
Das Buch ist in drei Teile gegliedert, 
die Chronologie von Territorialität (I), 
die Typologie der Grenzen (II) und die 
Grenzregime (III). Die Abschnitte le-
sen sich jeweils wie eine gedrängte 
Geschichte der behandelten Erschei-
nungen, wobei nur jene (jüngeren) Pe-
rioden behandelt werden, in denen es 
eine gewisse Staatlichkeit gegeben hat. 
Die historischen Darstellungen fallen 
(notwendigerweise) sehr kurz und kur-
sorisch aus. Im Mittelpunkt steht der 
europäische Raum, was einerseits ver-
ständlich – die europäische Form von 
Territorialität wurde via Kolonialismus 
exportiert – andererseits aber doch ein 
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gewisser Mangel ist, weil im Zuge des 
Aufstiegs von Ländern des ‚globalen 
Südens‘ doch auch eigenständige, his-
torisch gewachsene Begriffe von Terri-
torialität wieder an Bedeutung gewin-
nen, die außereuropäische Wurzeln 
haben. Die von China vorangetriebene 
„neue Seidenstrasse“ ist ohne den Be-
zug auf die chinesische Geschichte und 
deren Umgang mit Territorialität un-
verständlich. Nicht alles muss man al-
so „aus einer europäischen Perspekti-
ve“ (232) behandeln. Am Ende des 
ersten Teils konstatiert die Autorin, 
dass sich die Form von Territorialität, 
an die wir gewöhnt sind, unter dem 
Druck von durch globale Kapitalgrup-
pen organisierte globale Wertschöp-
fungsketten tendenziell auflöst: „Wäh-
rend die moderne Staatsbildung in der 
Frühen Neuzeit dazu geführt hat, Terri-
torialität mit flächenhafter Staatlichkeit 
zu assoziieren, führt uns das Ende der 
Flächenhaftigkeit in eine neue Epoche, 
deren Territorialitätsmuster wir noch 
nicht ausmachen können.“ (90) 
Im zweiten Teil diskutiert sie die Ty-
pologie von Grenzen, wobei jeweils 
den Bezug auf die Territorialität beibe-
halten wird, also auch wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Grenzen in ihren 
Wirkungen im Raum untersucht wer-
den. Wichtig die Feststellung: „Territo-
rialität war … nicht exklusiv, sondern 
überlappend.“ (102) Grenzen können 
auch in Bezug auf territoriale Herr-
schaft uneindeutig sein – je nach Be-
reich können sich Herrschaftsräume 
überschneiden, Zugehörigkeiten ver-
schiedene Formen annehmen. Bei den 
vielen herangezogenen historischen 
Beispielen hat ‚Kakanien‘, das habs-
burgische Österreich-Ungarn, ver-
ständlicherweise ein leichtes Überge-
wicht.  

Im dritten Teil geht es um die „Politik 
der Grenze“, wobei vier Themenfel-
der behandelt werden: Waren- und 
Kapitalverkehr, Personenverkehr, 
Überschreiten sozialer Grenzen und 
kultureller Zugehörigkeiten. In allen 
Fällen werden die historischen Ver-
änderungen über die Perioden hinweg 
dargestellt, d.h. das Mittelalter, die 
Frühe Neuzeit, die „Moderne“ (20. 
Jahrhundert) und die „Postmoderne“. 
Diese Darstellungen können naturge-
mäß nur sehr gedrängt ausfallen, so 
dass der Leser letzten Endes nur das 
Bild einer ständigen Veränderung und 
Veränderlichkeit im Kopf behält, ei-
ner Veränderlichkeit, die sozial kon-
struiert ist. Im aktuell besonders inte-
ressanten Abschnitt über den Perso-
nenverkehr (Migration) macht die Au-
torin auf einen Aspekt aufmerksam, 
der in den aktuellen Debatten leider 
zu kurz kommt: „Was alle über die 
politischen Grenzen hinweg eint, ist 
die Nützlichkeitserwägung aus der 
Perspektive der eigenen Gruppe. Nüt-
zen sie uns, oder schaden sie uns? 
Und zwar hier. Hier bei uns. Was 
dort, wo die Flüchtlinge herkommen, 
passiert, ob die Menschen dort ge-
braucht werden, was ihre Flucht be-
wirkt … ist in dieser Auseinanderset-
zung vollständig ausgeblendet.“ (198) 
Das kann man nur unterstreichen.  
In einem letzten kurzen Abschnitt 
fasst die Autorin ihre Ergebnisse zu-
sammen, wobei sie die Veränderlich-
keit von Grenzen, ihre Abhängigkeit 
von Interessen und Standpunkten un-
terstreicht. „Grenzen zeigen sich da-
mit als ein vielseitig gestaltbares Phä-
nomen …“. (230) Die Autorin spricht 
keine politische Empfehlung aus, 
entwickelt keine Strategie, sie meint 
aber, dass Grenzen heute „verstärkt 
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zur Disposition“ stünden, die „Politik 
der Grenze“ also an Bedeutung ge-
winnen würde (234). Das Buch liefert 
eine Fülle von historischen Informati-
onen, die man manchmal gerne vertie-
fen würde. Es verzichtet auf analyti-
sche Verallgemeinerungen, ganz zu 
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